
N i e d e r s c h r i f t

über die 4. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der 
für Mittwoch, den 19.08.2026 um 19:30 Uhr

in den Sitzungssaal des Rathauses einberufen
und ordnungsgemäß geladen war. Es sind erschienen:

als stimmberechtigte Stadtverordnete:
1. Ax, Wolfgang
2. Bayer, Christoph
3. Bremser, Eberhard
4. Eisenberg, Ulrich
5. Fuchs, Marten Cornel
6. Geigl, Michael
7. Hautzel, Lothar
8. Kuhlisch, Thomas
9. Mackauer-Brühl, Antje
10. Martin, Ilona
11. Müller, Sandra
12. Naß, Armin
13. Noack, Hans Jonathan
14. Reusch, Thomas
15. Saal, Justus
16. Schallner, Bernd
17. Schartel, Simon
18. Schmidt, Heiko
19. Stefan, Tanja
20. Streb, Alexandra
21. Uhl, Michael
22. Wagner, Klaus-Jürgen
23. Wengel, Peter
24. Wengenroth, Matthias
25. Wilfer, Alexander
26. Winter, Susanna

seitens des Magistrates:
1. Hachmann, Antje
2. Hemming-Woitok, Sabine
3. Hastrich, Manfred
4. Nickel, Aileen
5. Heun, Carina
6. Scharnhoop, Sebastian
7. George, Stefanie
8. Nickel, Markus
9. Rosbach, Roman

Es fehlten entschuldigt
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seitens der Stadtverordneten:
Berwind, Sören  
Brahm, Bernhard  
Geis, Markus  
Heil, Jörg Peter  
Schäfer, Andreas  
 
seitens des Magistrates:  
Bullmann, Alexander  
Martin, Jörg  
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4. Niederschrift der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel vom 19.08.2026 

Lfd. Nr. Tagesordnungspunkte Beschluss-Nr.

1.) 
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschluss-
fähigkeit 
 

 

2.) 
Anfragen an den Magistrat 
 

 

3.) 

Antrag /Prüfauftrag der SPD-Fraktion Runkel zur Ver-
besserung der IT-Sicherheit, des Datenschutzes und 
zur Prüfung interkommunaler Zusammenarbeit 
 

 

4.) 
Antrag der CDU-Fraktion Runkel : Prüfauftrag elektro-
nische Wohnsitzanmeldung 
 

 

5.) 

Bericht über den Stand des Haushaltsvollzugs gemäß 
§ 28 Gemeindehaushalts- 
verordnung zum 30. Juni 2026 
 

2026/104 

6.) 
Kenntnisnahme zum Aufstellungsbeschluss zum Jah-
resabschluss per 31.12.2025 
 

2026/102 

7.) 

Haushaltsplan und Haushaltssatzung nebst Anlagen 
für das Haushaltsjahr 2026 
a) Stellenplan 
hier: Beschlussfassung 
b) Investitionsprogramm für die Jahre 2025-2029 
hier: Beschlussfassung 
c) Haushaltssatzung und Haushaltsbeschluss 
hier: Beschlussfassung 
 

 

8.) 
Mögliche Modelle zum Energy sharing in der Stadt 
Runkel 
 

2026/115 

9.) 
Vergabe einer Straßennamenbezeichnung im Stadtteil 
Dehrn für das Neubaugebiet "Bei den Bäumen" 
 

2026/109 

10.) 
Instandsetzung des Forsttraktors Deutz-Fahr 5125 
(LM-SR 717) nach Getriebeschaden 
 

2026/105 

11.) 
Abschluss eines neuen Gas-Konzessionsvertrages mit 
der Süwag Energie AG für die Laufzeit 2027-2047 
 

2026/106 

12.) 

Rücknahme des Beschlusses aus der 12. Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung vom 14.09.2022 - TOP 
3.4 Kita Steeden - Waldgruppe 2023 - 
 

2026/066 

13.) 

Bauleitplanung der Stadt Runkel, Bebauungsplan "Auf 
der Höhl" - 2.Änderung mit paralleler Änderung des 
Flächennutzungsplans im Stadtteil Steeden  
 
- Feststellungsbeschluss - 

2026/096 
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1. Beschluss zu den eingereichten Anregungen und 
Bedenken aus der Beteiligung der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) 
BauGB sowie der öffentlichen Auslegung des Planent-
wurfs gemäß § 3 (2) BauGB. 
 
2. Feststellungsbeschluss der Änderung des Flächen-
nutzungsplans 
(Planungsstand März 2026 - Entwurf zur Feststellung). 
 
3. Billigung zur Begründung. 
 
Anlagen: 
Anlage 1: Stellungnahmen aus dem Beteiligungsver-
fahren gemäß § 4 (2) BauGB sowie der öffentlichen 
Auslegung des Planentwurfs gemäß § 3 (2) BauGB 
und die dazugehörigen Abwägungsvorschläge. 
Anlage 2: Planentwurf mit Begründung (Planungsstand 
März 2026 - Entwurf zur Feststellung). 
 

14.) 

Beschlussvorlage: Bauleitplanung der Stadt Runkel, 
Bebauungsplan "Auf der Höhl" - 2.Änderung im Stadt-
teil Steeden  
- Satzungsbeschluss - 
 
1. Beschluss zu den eingereichten Anregungen und 
Bedenken aus der Beteiligung der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) 
BauGB sowie der öffentlichen Auslegung des Planent-
wurfs gemäß § 3 (2) BauGB. 
 
2. Satzungsbeschluss (Planungsstand März 2026 - 
Entwurf zum Satzungsbeschluss). 
 
3. Billigung zur Begründung 
 
Anlagen: 
Anlage 1: Stellungnahmen aus dem Beteiligungsver-
fahren gemäß § 4 (2) BauGB sowie der öffentlichen 
Auslegung des Planentwurfs gemäß § 3 (2) BauGB 
und die dazugehörigen Abwägungsvorschläge. 
Anlage 2: Planentwurf mit Begründung (Planungsstand 
März 2026 - Entwurf zum Satzungsbeschluss). 
 

2026/097 

15.) 

Teilweise Erneuerung der Wasserversorgungsanlage 
im Bereich Ahlbacher Weg/Hochstraße Im Stadtteil 
Dehrn 
 

2026/116 
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16.) 

Nutzungsänderung des ehemaligen evangelischen 
Pfarrhauses, Am Löwen 3 in Runkel-Steeden zu einem 
Verwaltungsgebäude 
 

2026/114 

17.) 
Mitteilungen des Magistrates 
 

 

 
 
Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr 
Ende der Sitzung: 22:41 Uhr 
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4. Niederschrift der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel vom 19.08.2026 

ÖFFENTLICHER TEIL
 
1.) Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
Der Stellv. Stadtverordnetenvorsteher Lothar Hautzel eröffnet Sitzung und begrüßt die 
Anwesenden. Sein besonderer Gruß gilt der Bürgermeisterin Antje Hachmann, den 
Mitgliedern des Magistrats, den Damen und Herren der Stadtverordnetenversamm-
lung, den Vertretern der Presse sowie allen anwesenden Gästen. 
 
Herr Hautzel teilt mit, dass er die Sitzung in seiner Funktion als 1. Stellvertretender 
Stadtverordnetenvorsteher leite, da der Stadtverordnetenvorsteher Jörg Peter Heil er-
krankt sei. Zugleich spricht Herr Hautzel Herrn Heil im Namen der gesamten Stadtver-
ordnetenversammlung Dank für dessen langjährige und sehr gewissenhafte Leitung 
der Stadtverordnetenversammlung aus und übermittelt ihm die Wünsche auf baldige 
Genesung. 
 
Der Vorsitzende der Versammlung stellt die Beschlussfähigkeit fest und teilt mit, dass 
seitens der CDU-Fraktion die Herren Brahm, Heil und Schäfer sowie seitens der AfD 
Herr Geis fehlen. Damit seien insgesamt 26 stimmberechtigte Stadtverordnete anwe-
send. 
 
Die Fraktion Bürgerliste Runkel beantragt, die Tagesordnungspunkte 13 und 16, bei 
denen es sich um den Jahresabschluss 2025 sowie den Haushaltsplan 2026 handele, 
als neue TOP´s 6 und 7 vorzuziehen. Hierzu stimmt das Gremium einstimmig zu. 
 
Herr Hautzel beantragt, Herrn Dirk Schomburg ein Rederecht einzuräumen, damit die-
ser zu den einzelnen haushaltsbezogenen Tagesordnungspunkten Stellung nehmen 
beziehungsweise Erläuterungen geben könne. Hierzu gibt es keine Einwände. 
   

 
2.) Anfragen an den Magistrat 
 
Anfrage der SPD-Fraktion zum Haushaltsvollzugsbericht gemäß § 28 GemHVO  
 
Herr Hautzel übergibt das Wort an Frau Bürgermeisterin. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann teilt mit, dass mehrere Anfragen an den Magistrat 
eingegangen seien.  
Zunächst verliest sie die Anfrage der SPD-Fraktion zum Haushaltsvollzugsbericht ge-
mäß § 28 der Hessischen Gemeindehaushaltsverordnung.  
 
Frau Hachmann erklärt hierzu, die Anfrage habe sich mit einer Mitteilung der Finanz-
abteilung günstig überschnitten und werde deshalb gesondert unter Tagesordnungs-
punkt 5 behandelt. 
 
 
Anfrage der SPD-Fraktion zum Gewerbegebiet Ennerich 
 
Die zweite Anfrage der SPD-Fraktion zum Sachstand und zur weiteren Entwicklung 
des Gewerbegebietes in Ennerich trägt Frau Hachmann ebenfalls vor.  
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Die Bürgermeisterin erklärt zum ersten Fragenkomplex, das Verfahren sei derzeit ein-
gefroren, und mit dem bisherigen Interessenten beziehungsweise Investor könne ver-
mutlich nicht weiter verfahren werden, da Probleme bei der Erschließung bestünden.  
 
Hintergrund sei, dass die äußere Erschließung des Gewerbegebietes im Zusammen-
hang mit dem von der Firma Hillwood vorgesehenen Logistikzentrum durch die Stadt 
Limburg in der vorgelegten Form abgelehnt worden sei. Dies sei zuletzt mit Schreiben 
vom Februar 2026 rechtlich untermauert worden. Danach habe die Stadt Runkel den 
erforderlichen interkommunalen Austausch gemäß § 3 Absatz 2 BauGB im Jahr 2024 
versäumt, weshalb die Stadt Limburg der Bauleitplanung negativ gegenüberstehe. Die 
Erschließung des Bebauungsplangebietes gehe nach derzeitigem Stand allein zulas-
ten des Gebietes der Stadt Limburg, insbesondere hinsichtlich der verkehrlichen Er-
schließung sowie der Oberflächen- und Schmutzwasserentwässerung. Die verkehrli-
che Erschließung hänge von der Belastbarkeit des Knotenpunktes Eschhofen/Enne-
rich ab, dem nach der vorliegenden Verkehrsuntersuchung bei Signalisierung aller 
Verkehrsströme lediglich eine ausreichende Leistungsfähigkeit bescheinigt werde. Die 
interkommunalen Gespräche seien seitens des Altbürgermeisters versäumt worden. 
Aufgrund der fehlenden Zustimmung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Limburg (Verweis Sitzung vom 16.12.2024) sei die äußere Erschließung nicht gesi-
chert. 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann führt zum zweiten Fragenkomplex aus, dass das 

/A
1, aufgrund der Nähe zur Kreisstadt Limburg, zur Autobahn A 3 und zum ICE-Bahn-
knoten Lindenholzhausen über eine hervorragende Lagequalität verfüge. Großflächige 
und transportintensive Nutzungen wie Logistik, Spedition, Rangier- und Umschlagsla-
ger, E-Commerce- und Verteilzentren sollten perspektivisch planungsrechtlich und 
über die Grundstückskaufverträge ausgeschlossen werden, da der Knotenpunkt nicht 
über ausreichende Kapazitäten verfüge und andernfalls die Einwohnerinnen und Ein-
wohner der anliegenden Stadtteile Ennerich und Eschhofen durch zu hohe verkehrli-
che Belastungen beeinträchtigt würden.  
Stattdessen sollten grundsätzlich wertschöpfungsstarke Branchen wie IT, Dienstleis-
tungen, Rechenzentren, Softwarehäuser und Ingenieurbüros angesiedelt werden, da 
diese praktisch keinen logistischen Lieferverkehr erzeugten und sich der Berufsver-
kehr aufgrund der ÖPNV-Anbindung über den Bahnhof Eschhofen sowie durch Home-
office-Modelle verteile. Darüber hinaus kämen Light-Industrial-Betriebe mit Hightech-
Wartung sowie Firmen aus den Bereichen Medizintechnik, Feinmechanik sowie Mess- 
und Regeltechnik in Betracht, weil deren Warenverkehr gegebenenfalls nahezu aus-
schließlich über im Straßenbild übliche Transporter der Sprinterklasse bis etwa 3,5 
Tonnen abgewickelt werde.  
Ebenso seien gehobene regionale Handwerksbetriebe mit Werkstatt- und Serviceba-
sis denkbar, deren Fahrzeugbewegungen sich im Wesentlichen auf den Morgen und 
den Nachmittag beschränkten und keine Staueffekte im Begegnungsverkehr verur-
sachten. Das zentrale Hemmnis der früheren Planung sei faktisch das Verkehrsnadel-
öhr an der Kreuzung in Limburg-Eschhofen gewesen. Durch den Ausschluss von 
Schwerlast- und Transportlogistik entfalle das Risiko hunderter zusätzlicher Lkw-Be-
wegungen über diesen Knotenpunkt vollständig, sodass Gespräche mit der Nachbar-
stadt Limburg auf der Grundlage einer neu aufgestellten und guten Kommunikation 
fortgeführt werden könnten und die Stadt Runkel als verlässlicher Nachbar auftreten 
könne. Die Problematiken, die sich aus den Planungen mit der Firma Hillwood ergeben 
hätten, würden sich bei dieser neuen Ausrichtung nicht ergeben. 
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Frau Hachmann erklärt zum dritten Fragenkomplex, falls die Voraussetzungen des 
Grundstückskaufvertrages, insbesondere die Bauleitplanung, nicht eintreten, kann der 
Kaufvertrag nicht vollzogen werden. Derzeit ruhe das Verfahren. 
 
Zum vierten Fragenkomplex teilt Frau Hachmann mit, dass sie weiterhin in engem 
Austausch mit der Stadt Limburg, insbesondere mit Bürgermeister Dr. Marius Hahn 
stehe. Beide hätten als oberste Priorität, eine gute interkommunale Lösung zu schaf-
fen. Die gesamte Entwicklung des Gewerbegebietes einschließlich der verkehrlichen 
Erschließung stehe dabei im Fokus beider Städte. Diese müsse jedoch zwingend im 
Einklang mit der strategischen Branchenausrichtung des Gewerbegebietes stehen. 
 
 
Anfrage der Fraktion Bürgerliste zum Sachstand der zweiten Offenlegung des 

 
 
Die Bürgermeisterin verliest die Anfrage der Bürgerliste Runkel.  
 
Sie antwortet auf die erste Frage, wie bereits ausgeführt, dass das Verfahren derzeit 
eingefroren sei. 
 
Frau Hachmann erklärt auf die Frage nach Rücksprachen mit dem beauftragten Pla-
nungsbüro, dass es derzeit keinen Fortschritt in der Planerstellung gebe. 
 
Zur Frage nach einer erneuten Vorlage der Ergebnisse der zweiten Abwägung führt 
sie aus, dass die Vorbereitungen derzeit teilweise mit externer Hilfe durchgeführt wür-
den, da im Bauamt nach wie vor personelle Engpässe bestünden. Sofern alles nach 
dem internen Zeitplan erledigt werden könne, sei mit einer Vorlage spätestens in der 
Oktobersitzung zu rechnen. Inhaltlich könne jedoch bereits jetzt festgehalten werden, 
dass die Stadt Limburg rechtlich gegen den Bebauungsplan vorgehen werde, falls die 
Stadt Runkel an der Firma Hillwood festhalte. 
 
Frau Hachmann trägt zur Frage der finanziellen Auswirkungen die Stellungnahme des 
Fachbereichs Finanzen vor. Danach seien die Grundstücke m Kirschbaum  in En-
nerich mit einem Gesamtwert von 1.933.737,90 Euro im Anlagevermögen der Stadt 
Runkel bilanziert. Seit der Kreditaufnahme für die HLG-Darlehen im Jahr 2013 seien 
für die Grundstücke am Kirschbaum in Ennerich bis zum Stichtag 30.06.2026 anteilige 
Zinsen in Höhe von 545.462,38 Euro angefallen. Der Verkaufspreis für diese Grund-
stücke müsse daher mindestens in Höhe des Gesamtpreises verhandelt werden. Zu-
sätzlich sollten die bislang angefallenen Zinsen auf den Kaufpreis aufgeschlagen wer-
den, damit in der Ergebnisrechnung kein Verlust entstehe. 
 
 
Anfrage der Fraktion Bürgerliste zum Sachstand der beschlossenen Prüfung 
und Überarbeitung der Satzungen der Stadt Runkel 
 
Frau Bürgermeisterin Hachmann trägt die Anfrage der Fraktion Bürgerliste Runkel vor.  
 
Sie beantwortet die Anfrage dahingehend, dass die Vorprüfung von insgesamt 40 Sat-
zungen, Richtlinien und vergleichbaren Regelwerken abgeschlossen sei. Die Prüfung 
habe die Kriterien umfasst, ob das Original vorhanden sei, ob Unterschrift und 
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Dienstsiegel auf dem Original angebracht seien. Weiter wurde geprüft, ob eine kor-
rekte rechtliche Bekanntmachung nach den jeweils seinerzeit gültigen Vorgaben er-
folgt sei, sowie ob eine grobe Überschau auf direkt ersichtliche rechtliche Fehler mög-
lich sei. Sie teilt mit, dass bei insgesamt 15 Satzungen nach der Vorprüfung zeitnaher 
Handlungsbedarf bestehe, da rechtliche Vorgaben nicht eingehalten worden seien. Bei 
vier Satzungen habe bis zum heutigen Datum das Original nicht aufgefunden werden 
können. Der weitergehende Handlungsbedarf einer genauen Prüfung erstrecke sich 
auf alle vorhandenen Satzungen der Stadt Runkel, weil teilweise ein veralteter Rechts-
stand vorliege oder Passagen eingefügt worden seien, die teilweise rechtswidrig seien, 
etwa weil eine Ermächtigungsgrundlage zur Regelung aufgrund Landesrechts fehle. 
Die Überarbeitung der Satzungen erfolge bereits nach Priorisierung, nach rechtlicher 
Notwendigkeit und nach politischen Beschlüssen unter Abgleich mit den vorhandenen 
Mustersatzungen des HSGB. 
 
Zum Termin der Vorlage im Haupt- und Finanzausschuss führt Frau Hachmann aus, 
dass die Einbringung der korrigierten Satzungen nach einem strukturierten Verfahren 
erfolge. Dieses umfasse die juristische Prüfung der Inhalte, den Abgleich mit Muster-
satzungen sowie mit dem aktuellen Rechtsstand, die Prüfung auf Aktualität von Steu-
ern, Gebühren und Entgelten, fachliche Prüfungen in den jeweiligen Fachabteilungen 
sowie die Beratung im Magistrat. Derzeit befänden sich drei Satzungen in der Finali-
sierung. Diese würden nach Beratung im Magistrat schnellstmöglich der Stadtverord-
netenversammlung zur Beratung zur Verfügung gestellt. Grundsätzlich solle der 
Haupt- und Finanzausschuss durch eine strukturierte Vorlage der überarbeiteten Sat-
zungen mit sämtlichen Erläuterungen zu den vorgeschlagenen Änderungen in die 
Lage versetzt werden, möglichst effizient arbeiten zu können. Daher werde seitens der 
Bürgermeisterin auf die Vorlage einzelner Satzungen verzichtet; stattdessen würden 
thematisch zusammengehörige Satzungen en bloc vorgelegt. 
 
Frau Hachmann erklärt zu möglichen finanziellen und juristischen Konsequenzen, 
dass diese einzelfallabhängig seien und könnten nicht pauschal beantwortet werden.  
 
Hinsichtlich der Frage nach der Einbindung des Hessischen Städte- und Gemeinde-
bundes weist sie darauf hin, dass auch bei der Stadt Runkel eigene Fachexpertise 
vorhanden sei und dass diese Fachkenntnis bei Beschäftigten und Beamten ab dem 
gehobenen Dienst Zugangsvoraussetzung für bestimmte Laufbahngruppen sei. 
Selbstverständlich werde der HSGB bei allen Überprüfungen in speziellen Fragen in-
volviert. Der Austausch sei eng und für beide Seiten sehr positiv verlaufen. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner nimmt zunächst Bezug auf die erste Anfrage zum 
Gewerbegebiet. Er fragt, wie hoch die Zinsen seien, die der Stadt in den letzten vier 
Jahren entstanden seien, seit der Kaufvertrag mit der Firma Hillwood geschlossen 
worden sei. Er führt aus, im damaligen Vertrag seien zu diesem Zeitpunkt 800.000 
Euro Zinsen aufgelaufen gewesen. Die genannte Zahl betreffe den Betrag, der damals 
aufgelaufen sei, als das Grundstück noch von der HLG gekauft worden sei. Von Inte-
resse sei daher, wie sich der Betrag seitdem von 800.000 Euro bis heute entwickelt 
habe.  
 
Zur zweiten Anfrage erklärt er, es wäre hilfreich gewesen, einen Termin zu benennen, 
bis wann die ersten Satzungen vorgelegt würden. 
Frau Hachmann erklärt hierzu, dass sie gern einen Termin nennen würde. Allerdings 
sei in der Präsidiumssitzung deutlich geworden, welche Aufgaben derzeit anlägen und 
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abgearbeitet werden müssten. Deshalb wolle sie gegenwärtig keinen Termin nennen, 
damit kein Frust entstehe. Sie versichert jedoch, das Thema habe in der Priorisierung 
einen hohen Stellenwert.  
 
Zur ersten Frage kündigt sie an, dass Herr Schomburg die Angabe zu den Zinsen 
gleich nachreichen werde; sie werde diese Information zwischendurch mitteilen, sofern 
dies in Ordnung sei. 
 
Herr Stadtverordneter Bremser richtet eine Nachfrage zum Sachstand zwischen der 
Stadt Runkel und der Firma Hillwood GmbH. Er verweist darauf, es sei zuvor gesagt 
worden, dass das Verfahren eingefroren sei. Er fragt, was dies konkret bedeute. Nach 
seinem Kenntnisstand komme das Gewerbegebiet nicht zustande. Für den Fall, dass 
die Firma Hillwood tätig werden sollte und der Bebauungsplan von der Stadt Limburg 
angegriffen werde, bittet er um Darstellung des Sachstands. 
 
Herr Hautzel unterbricht mit dem Hinweis, dass der Sachstand weiterverfolgt werde; 
zugleich stellt er klar, dass nach der Geschäftsordnung nur ein Satz als Nachfrage 
zulässig sei und keine Diskussion stattfinden solle, sondern lediglich eine Nachfrage 
pro Fraktion. 
Frau Hachmann beantwortet die Nachfrage unmittelbar und erklärt, dass das Verfah-
ren derzeit eingefroren sei, weil seitens der Stadt Limburg der von ihr bereits darge-
stellte interkommunale Austausch nicht stattgefunden habe. Die Stadt Limburg habe 
damit festgestellt, dass die äußere Erschließung von ihr verweigert werde. Dies be-
deute, dass das Verfahren so lange eingefroren bleibe, bis die Vorlage erneut in die 
Stadtverordnetenversammlung eingebracht werde. Sodann werde politisch zu ent-
scheiden sein, ob das Verfahren trotz nicht vorhandener äußerer Erschließung weiter-
geführt werden solle. In diesem Fall komme es zu einem Klageverfahren. Dies sei der 
aktuelle Sachstand. 
   

 
3.) Antrag /Prüfauftrag der SPD-Fraktion Runkel zur Verbesserung der IT-Si-

cherheit, des Datenschutzes und zur Prüfung interkommunaler Zusammen-
arbeit 

 
Frau Stadtverordnete Mackauer-Brühl trägt den Antrag der SPD-Fraktion Runkel vor.  
Ergänzend erläutert sie, dass es der SPD-Fraktion nicht darum gehe, sich mit einer 
Gemeinde zu verbinden, die ebenfalls keine hinreichenden Kapazitäten habe. Aus ih-
rer Erfahrung sei bekannt, dass der Landkreis über eine sehr gut aufgestellte und 
schlagkräftige IT-Abteilung verfüge. Deshalb solle geprüft werden, ob in dieser Rich-
tung eine Lösung möglich sei, zumal die IT-Abteilung der Stadt mit der des Landkrei-
ses nicht mithalten könne. Wenn sich 16 oder 17 Gemeinden zusammenschlössen, 
lasse sich möglicherweise eine tragfähige Lösung finden. Eine weitere Idee sei ein 
Eigenbetrieb IT-Sicherheit, der für alle Kommunen im Cluster tätig sei und entspre-
chend schlagkräftig arbeiten könne. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner erklärt, dass dieses Thema seit vielen Jahren zu 
seinen Schwerpunkten gehöre. Es sei bereits vor längerer Zeit ein haushaltsbegleiten-
der Beschluss zur Erstellung eines Konzepts für die Digitalisierung der Verwaltung ge-
fasst worden. Dieses Thema werde nun seit drei - vier Jahren verfolgt, ohne dass bis-
lang ein Ergebnis vorgelegt worden sei. Sinnvollerweise hätte zunächst dieses Kon-
zept erstellt werden sollen, weil in der dortigen Beschreibung genau die nun 
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angesprochenen Themen bereits hätten abgearbeitet werden können. Gleichwohl 
könne man dem vorliegenden Antrag zustimmen, wenigstens in der Hoffnung, dass 
durch diesen Teilaspekt Bewegung in das Thema komme, während es im Übrigen of-
fensichtlich noch etwas dauern werde. Insbesondere die interkommunale Zusammen-
arbeit verdiene Aufmerksamkeit. Auf die Antwort hierzu dürfe man gespannt sein, weil 
sich entsprechende Gespräche mit Nachbargemeinden oder auch mit dem Landkreis 
in der Vergangenheit stets über einen langen Zeitraum hingezogen hätten. 
 
Herr Stadtverordneter Wilfer erklärt, dass auch die CDU-Fraktion den Prüfauftrag in-
haltlich begrüße und ihn unterstützen werde. Man könne den Antrag zwar noch nach-
schärfen und beispielsweise Kostenvergleiche, Prioritäten und eine Umsetzungspla-
nung aufnehmen. Zunächst solle man es jedoch dabei belassen, damit nach Vorlage 
der Ergebnisse beraten werden könne, wie weiter damit umzugehen sei. 
 
Beschluss: 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Magistrat zu beauftragen, zu prü-
fen und der Stadtverordnetenversammlung zu berichten: 
 

1. Wie der aktuelle Stand der IT-Sicherheit, Datensicherung, Ausfallsicherheit und 
des Datenschutzes innerhalb der Stadtverwaltung Runkel zu bewerten ist. 

2. Ob für die Stadtverwaltung ein ganzheitliches IT-, Datenschutz- und Sicher-
heitskonzept vorliegt bzw. neu erstellt oder fortgeschrieben werden muss. 

 
Hierbei sollen insbesondere betrachtet werden: 
 
- IT-Sicherheitskonzept und Notfallplanung 
- Datenschutzkonzept und datenschutzrechtliche Organisation 
- Firewall- und Netzwerksicherheit 
- Datensicherung / Backupkonzept 
- Schutz vor Cyberangriffen und Systemausfällen 
- Benutzer- und Zugriffsmanagement 
- Wiederanlauf- und Notfallkonzepte 
- Schulungs- und Sensibilisierungskonzepte 
- notwendige Hard- und Softwaremodernisierung 
- organisatorische Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten 
 

3. Prüfung einer interkommunalen Zusammenarbeit im Bereich IT und Informati-
onssicherheit. 

4. Prüfung eines fachlichen Austauschs mit der Gemeinde Elz als möglichem Bei-
spiel guter kommunaler Praxis. 

5. Prüfung einer Zusammenarbeit mit dem Landkreis Limburg-Weilburg 
6. Prüfung der Einbindung externer Fachfirmen oder spezialisierter Dienstleister. 
7. Prüfung einer gemeinsamen interkommunalen IT-Stelle bzw. eines gemeinsa-

men IT-Spezialisten. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 
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4.) Antrag der CDU-Fraktion Runkel: Prüfauftrag elektronische Wohnsitzan-
meldung 

 
Herr Fraktionsvorsitzender Fuchs verliest den Antrag der CDU-Fraktion Runkel betref-
fend die Prüfung der Inanspruchnahme des kostenfreien Anschlussangebotes für die 
elektronische Wohnsitzanmeldung (eWA) im Rahmen des hessischen Rollouts.  
 
Der Vorsitzender der Bürgerliste, Herr Wagner, erklärt, dass für den Antrag der CDU-
Fraktion nahezu dieselben Ausführungen gälten wie zuvor für den Antrag der SPD-
Fraktion. Er erinnert daran, dass seit drei Jahren ein Haushaltsbegleitbeschluss be-
stehe, wonach ein Konzept zur Digitalisierung der Verwaltung erstellt werden solle. 
Der Antrag der CDU-Fraktion sei gut und sinnvoll, zumal aus der Presse zu entnehmen 
gewesen sei, dass die elektronische Wohnsitzanmeldung in Twiste bereits umgesetzt 
worden sei. Gleichwohl handele es sich nur um einen Einzelbaustein für ein Gesamt-
konzept; die Integration in ein Gesamtkonzept der Kommunikation zwischen Bürger-
schaft und Verwaltung sei erforderlich.  
In diesem Zusammenhang stellten sich zahlreiche Fragen dazu, wo Daten und Doku-
mente vorgehalten würden, wie auf Ablagen zugegriffen werde, wie städtische Be-
dienstete auf eigene Daten zugreifen könnten und wie Daten aus anderen Software-
komponenten und Servicepaketen genutzt werden könnten. Hierfür müssten Schnitt-
stellen aufgebaut werden. Seine Fraktion werde dem Antrag zustimmen, weil dies nur 
eine Verbesserung darstellen könne; zugleich sei ein Gesamtkonzept dringend not-
wendig und es sei höchste Zeit, dass dieses endlich vorgelegt werde. 
 
Auch die SPD-Fraktion werde sich dem Antrag anschließen und bedankt sich für den 
Antrag. Sie führt aus, dass die von Herrn Wagner vorgetragenen Ergänzungen ent-
sprächen genau den eigenen Überlegungen. 
 
Frau Hachmann teilt hierzu mit, dass der Anschluss an die elektronische Wohnsitzan-
meldung eWA bereits im Oktober angestoßen worden sei, um der Bürgerschaft ein 
weiteres barrierefreies digitales Serviceangebot zur Verfügung stellen zu können. Vo-
raussetzung für die Inbetriebnahme sei nach Mitteilung der Verwaltung jedoch die Si-
cherstellung einer technischen Unterstützung für die Bürgerschaft, weil der Prozess 
vom zuständigen Ministerium als kompliziert dargestellt worden sei und insbesondere 
weniger technikaffine Bürgerinnen und Bürger telefonische Unterstützung benötigten.  
 
Bei der Beantragung der elektronischen Wohnsitzanmeldung sei anzugeben, welche 
Hotline 24 Stunden täglich und an sieben Tagen in der Woche für die Beantragung in 
der Kommune erreichbar sei. In den Einführungsmeetings sei die Behördenrufnummer 
115 vorgeschlagen worden. Die FITKO, die Föderale IT-Kooperation als Trägerin der 
115, habe der Stadt Runkel mitgeteilt, dass Einführung und Anbindung an die 115 
kostenfrei seien. Lediglich das für die Stadt Runkel zuständige Callcenter müsse ver-
traglich mit der Stadt Runkel regeln, welche Kosten von der Stadt zu entrichten seien, 
da die Stadt insoweit eine fremde Arbeitsleistung in Anspruch nehme.  
Eine weitere Voraussetzung für die Anbindung an die 115 sei die Pflege des Landes-
portals Hessen, da dieses die Datengrundlage für die Auskünfte des Callcenters dar-
stelle. Aufgrund fehlender Kapazitäten und der derzeitigen Organisation mit noch zu-
zuweisenden exakten Zuständigkeiten und Aufgabenbereichen sei diese Pflege des 
Portals derzeit noch nicht möglich. Nachdem die internen strukturellen Voraussetzun-
gen geschaffen seien, müssten noch die entsprechenden Verträge mit dem für die 
Stadt Runkel zuständigen Callcenter in Wetzlar ausgearbeitet werden. Die Kosten für 
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das Callcenter stünden noch nicht fest, weshalb hierfür auch keine Haushaltsansätze 
hätten gebildet werden können. 
 
Herr Stadtverordneter Wilfer erklärt, dass er bis zu der Stellungnahme der Verwaltung 
positiv gestimmt gewesen sei. Er hätte sich gewünscht, den Prüfauftrag zunächst an-
zunehmen und die Sachlage nochmals genau zu recherchieren. Er teilt mit, dass er im 
Digitalministerium tätig sei und unmittelbar am Rollout beteiligt sei. Nach seiner Dar-
stellung könne das Verfahren abgekürzt werden; der Dienst könne bis zur nächsten 
Sitzung bereits angeschlossen sein. Es seien keine besonderen Voraussetzungen not-
wendig; das Land übernehme sämtliche Kosten mit Ausnahme der 0,03 Euro. Hin-
sichtlich der Behördenrufnummer 115 führt er aus, in Hessen seien ungefähr 100 bis 
maximal 120 Kommunen an die 115 angeschlossen, während inzwischen mehr als 
350 Kommunen die elektronische Wohnsitzanmeldung angebunden hätten. Daraus 
folge, dass lediglich ein kleiner Anbindungsfragebogen an das Land oder die ekom21 
zu übermitteln sei und die Kommune innerhalb von zwei Wochen an den Dienst ange-
schlossen werden könne. Er bittet die Verwaltung daher, die Angelegenheit nochmals 
neu zu prüfen. 
 
Frau Hachmann erklärt, dass sie davon ausgegangen sei, dass seitens der Verwaltung 
bereits gute Vorarbeit geleistet worden sei. Sie sichert zu, den Sachverhalt nunmehr 
nochmals prüfen zu lassen, da die von ihr vorgetragenen Informationen auf Mitteilun-
gen des Ordnungsamtes beruhten. Sie bedankt sich für die Hinweise und erklärt, dass 
die Prüfung durchgeführt werde. 
 
Herr Stadtverordneter Bremser möchte wissen, ob die Anmeldung bei der ekom21 al-
lein bereits ausreiche oder ob darüber hinaus von außen noch technische Vorausset-
zungen geschaffen werden müssten. 
 
Herr Stadtverordneter Wilfer erläutert hierzu ergänzend, dass dies Gegenstand des 
Prüfauftrags sei. Im Übrigen seien tatsächlich keine weiteren Voraussetzungen erfor-
derlich. Das Fachverfahren werde im Meldewesen bereits genutzt; hinzu komme le-
diglich die Online-Antragsstrecke, über die Bürgerinnen und Bürger von zu Hause aus 
erklären könnten, dass sie umgezogen seien, etwa von Limburg nach Runkel. Hierfür 
sei keine neue Technik erforderlich. Das Fachverfahren müsse lediglich zu Kosten von 
0,03 Euro je Einwohner ertüchtigt werden. Für die Stadt Runkel errechne sich daraus 
ein Betrag von 285 Euro. Im Übrigen sei der Anschluss kostenfrei. Die ekom21 über-
nehme die gesamte technische Umsetzung; es müsse auch kein Techniker vor Ort 
tätig werden, da alles per Fernzugriff über die ekom21 erfolge. Der Anbindungsprozess 
sei insgesamt sehr unkompliziert. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

   

 
5.) Bericht über den Stand des Haushaltsvollzugs gemäß § 28 Gemeindehaus-

haltsverordnung zum 30. Juni 2026 
 
Herr Schomburg steht für Rückfragen zu dem Tagesordnungspunkt zur Verfügung.  
 
Fraktionsvorsitzender Wagner erklärt, dass der Stand des Haushaltsvollzugs zum 30. 
Juni 2026 nicht besonders aussagefähig sei, weil sich die Stadt in der vorläufigen 
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Haushaltsführung befinde. Deshalb gebe es im investiven Bereich nur sehr wenige 
Ausgaben. Vor diesem Hintergrund stelle sich aus seiner Sicht die Frage, weshalb 
dennoch Mittel für freiwillige Leistungen verausgabt worden seien, obwohl dies in der 
vorläufigen Haushaltsführung grundsätzlich nicht zulässig sei. Zugleich verweist er da-
rauf, dass dies in den vergangenen Jahren gleichwohl praktiziert worden sei. Er führt 
weiter aus, dass es hierzu nach seiner Darstellung abweichende Auskünfte von städ-
tischen Mitarbeitern und Bürgern gegeben habe. Als Beispiel nennt er den Austausch 
einer Rutsche oder einer Wippe auf einem Spielplatz, der als freiwillige Leistung ein-
geordnet worden sei, für die kein Geld zur Verfügung stehe. Vor diesem Hintergrund 
frage sich, wie mit anderen freiwilligen Leistungen verfahren worden sei, für die Mittel 
bereitgestellt würden. Er weist darauf hin, dass es eine Vielzahl freiwilliger Leistungen 
gebe und dass man sich bisher nicht gesträubt habe, hierfür weiterhin Geld auszuge-
ben. 
Ferner nimmt Herr Wagner sodann auf eine Passage der Vorlage Bezug, wonach nicht 
alle Kreditermächtigungen vollständig in Anspruch genommen würden. Nach der dor-
tigen derzeitigen Einschätzung würden im Jahr 2026 aufgrund des prognostizierten 
Zahlungsmittelsaldos aus Investitionstätigkeit rund 1,131 Mio. Euro als Darlehen auf-
genommen. Er fragt, ob es sich hierbei um ein echtes neues Darlehen oder um eine 
Umschuldung handele. 
Herr Schomburg antwortet hierzu, dass es sich hierbei um ein neues Darlehen han-
dele. 
Herr Wagner fragt ergänzend, woran erkennbar sei, für welche Maßnahmen diese Mit-
tel investiert werden sollten, da aus seiner Sicht hierzu keine nähere Zuordnung mehr 
ersichtlich sei. 
Dirk Schomburg erläutert, dass man im Zusammenhang mit der Darlehensaufnahme 
seit der letzten Aufnahme die Finanzrechnung betrachtet habe, weil Darlehen nur noch 
dann aufgenommen würden, wenn diesen tatsächlich Auszahlungen im Investitions-
haushalt gegenüberstünden. Hierzu habe man die Finanzrechnung des Jahres 2025, 
die Finanzrechnung des Jahres 2026 sowie eine Einschätzung für die nächsten drei 
Monate zusammengeführt. Gemeinsam mit dem Kassenleiter sei man so auf den Be-
trag von 1,131 Mio. Euro gekommen, der aus der Kreditermächtigung des Jahres 2024 
aufgenommen werden solle. Er führt weiter aus, dass Grundlage der gesamte Aus-
zahlungsbetrag für Investitionen sei. Bereits aufgenommene Darlehen seien dabei her-
ausgerechnet worden; dies habe sich nach seiner Erinnerung auf etwa 820.000 Euro 
belaufen. Dieser Betrag sei vom Gesamtauszahlungsbetrag der Finanzrechnung ab-
gezogen worden, damit keine doppelte Darlehensaufnahme erfolge. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner spricht sodann einen weiteren Punkt der Vorlage 
an. Dort werde ausgeführt, dass der Fachdienst Revision des Landkreises Limburg-
Weilburg von der Verbandsversammlung mit der Prüfung beauftragt worden sei und 
der Prüfbericht für den Jahresabschluss 2022 insgesamt einen uneingeschränkten 
Prüfvermerk enthalte. Hierzu erklärt er, dass aus der Sitzung mit dem Prüfer der Kom-
munalaufsicht sich aus seiner Sicht ergeben habe, dass dieser dies nicht in dieser 
Weise gesehen habe. Der uneingeschränkte Prüfvermerk habe nach seiner Darstel-
lung nur für die rein technische Haushaltsführung und die Vorlage des Jahresabschlus-
ses gegolten, die aus Sicht des Prüfers ordnungsgemäß erfolgt seien. Zugleich habe 
der Prüfer jedoch deutlich gemacht, dass ein erhebliches Ausgabenproblem bestehe, 
kein Einnahmeproblem, sondern die Notwendigkeit, die hohen Schulden abzubauen 
und die Gesamtsituation in den kommenden Jahren deutlich zu verbessern. Daher 
gebe es aus seiner Sicht keinen uneingeschränkten Prüfvermerk in einem umfassen-
den Sinne. 



15
 

 
4. Niederschrift der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel vom 19.08.2026 

6.) Kenntnisnahme zum Aufstellungsbeschluss zum Jahresabschluss per 
31.12.2025 

 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner stellt klar, dass die Überschrift unzutreffend sei. Es 
handele sich nicht ausschließlich um eine Kenntnisnahme, sondern zusätzlich um ei-
nen zustimmungsbedürftigen Beschlussteil zu den zu übertragenden Haushaltsresten, 
wie dies im Haupt- und Finanzausschuss vereinbart worden sei. Der Beschlussvor-
schlag enthalte im zweiten Teil die Zustimmung zur Übertragung von Haushaltsresten. 
Hierzu kündigt er zwei Änderungsanträge an, da bestimmte Positionen nicht in der 
vorgesehenen Form gestrichen werden sollten.  
 
Zum einen betreffe dies die Radwege im Stadtgebiet. Dort stünden derzeit 30.000 Euro 
als Haushaltsrest zur Verfügung; 10.000 Euro würden aufgrund der Dreijahresfrist ver-
fallen. Er beantrage, die verbleibenden 20.000 Euro zu übertragen, da das Radnetz 
zahlreiche Schwachstellen aufweise, die dringend beseitigt werden müssten. Zum an-
deren betreffe dies die lfd. Nr. 31, Kostenstelle I 36510-
Hier stünden aktuell noch 52.700 Euro zur Verfügung. Davon sollten nach der Vorlage 
42.000 Euro als Haushaltsreste übertragen und 12.000 Euro gestrichen werden.  
Er beantragt, den vollständigen Betrag zu übertragen, damit gegebenenfalls ein finan-
zieller Puffer für Spielgeräte im Kindergarten vorhanden sei, insbesondere im Hinblick 
auf die später noch zu behandelnde Frage des Waldkindergartens. Abschließend prä-
zisiert er seine Anträge nochmals dahingehend, dass bei Position 31, Kostenstelle I 
36510-
Position 64, Kostenstelle I 54110-
statt 0 Euro zu übertragen. 
 
Herr Hautzel erklärt, dass der Hinweis von Herrn Wagner zutreffend sei. Es müsse ein 
Beschluss über die Haushaltsreste gefasst werden, und darüber hätte inhaltlich bera-
ten werden sollen. Er führt aus, dass auch an anderen Kindergärten Bedarfe bestün-
den, etwa hinsichtlich eines Sonnensegels an einem Standort. Aus seiner politischen 
Sicht könne er den Anträgen zunächst zustimmen, bittet jedoch um weitere Wortmel-
dungen. 
 
Herr Wagner ergänzt, dass wenn sofern über die Haushaltsreste bereits jetzt beschlos-

sprünglichen Wert aus den Haushaltsberatungen zurückgeführt werden müssten, 
nämlich auf 8.500 Euro. 
 
Die SPD-Fraktion erklärt, dass sie sich dem Antrag von Herrn Wagner anschießt. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg teilt mit, dass sich seine Fraktion ebenfalls bei-
den Vorschlägen anschließt, da Ausgaben für Radwege und Kindergärten sinnvoll 
seien. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner wendet sich gegen die zuvor gebrauchte Formu-

ausdrücklich. Über den Waldkindergarten sei längere Zeit diskutiert worden, und aus 
seiner Sicht sei ein Waldkindergarten pädagogisch sinnvoll. Er verweist darauf, dass 
unter Tagesordnungspunkt 10 noch ausführlich darüber beraten werde. Die hier be-
handelte Position habe mit dem Waldkindergarten zunächst nichts zu tun. Für den 
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Waldkindergarten stünden 35.000 Euro zur Übertragung an; in der Beschlussvorlage 
sei vorgesehen, hiervon 8.000 Euro für die Bezahlung von Rechnungen des Planers 
und 35.000 Euro für Spielgeräte anderweitig zu verwenden. Wenn man die Haushalts-
führung sauber 
nicht zu kürzen, sondern den vollen Betrag zu übertragen, um später finanziellen Spiel-
raum zu haben. Dies sei der eigentliche Zweck seines Antrags und stehe nicht in un-
mittelbarem Zusammenhang mit einer Entscheidung über den Waldkindergarten. 
 
Die Herren Wagner und Ax bringen gemeinsam einen weiteren Antrag ein. Danach 
solle die Position 33 wieder auf den alten Wert aus den Haushaltsberatungen zurück-
gesetzt werden, nämlich auf 8.500 Euro. Er bittet darum, darüber abstimmen zu kön-
nen. 
Der Antrag wird erläutert: Herr Wagner habe zuvor ausgeführt, dass eine Erhöhung 

Tagesordnungspunkt 10 bzw. bei der Umwidmung von 35.000 Euro vorgesehenen 
Maßnahmen abzubilden. Man vertrete die Auffassung, dass im Rahmen von Tages-
ordnungspunkt 10 auch beantragt werden müsse, einen entsprechenden Haushaltsti-
tel abzuschließen, wenn ein Stadtverordnetenbeschluss zum 01.08.2026 umzusetzen 
sei und damit bislang noch nicht richtig begonnen worden sei. Aus Gründen der Haus-
haltsklarheit müsse ein solcher Titel dann entfallen. Dies richte sich nicht gegen die 
Anschaffung von Kinderspielgeräten. Mit der Erhöhung der Position 31 sollten die Mit-
tel vielmehr vorhanden sein, um bis zum Jahresende im Haushalt 2026 flexibel agieren 
zu können. 
 
Herr Stellv. Stadtverordnetenvorsteher Hautzel verliest den geänderten Beschlussvor-
schlag.  
 
Beschluss: 
 

 

1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel nimmt den Aufstellungsbe-
schluss zum Jahresabschluss 2025 gemäß § 112 Abs. 5 HGO zur Kenntnis. 

2. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel stimmt den hier vorgelegten 
Übertragungen der Haushaltsresten aus 2025 nach 2026 zu und zwar unter Berück-
sichtigung der drei zuvor vorgetragenen drei Änderungsvorschläge: 
 
Nr. 31  I-36510-02 Ausrüstung Kindergärten 

- Die Haushaltsreste (52.667,45 Euro) sollen komplett nach 2026 übertragen 
werden. 

 
Nr. 33  I-36512-04 Kita Steeden, Waldkita 

- Die derzeit gebildeten Haushaltsreste in Höhe von 43.500 Euro sollen um 
35.000 Euro auf 8.500 Euro reduziert werden. 

 
Nr. 64  I-54110-14 Radwegeerneuerung Stadtgebiet  

- Die restlichen Haushaltsreste aus dem Jahr 2025 in Höhe von 20.000 Euro sol-
len nach 2026 übertragen werden.  

 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 
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7.) Haushaltsplan und Haushaltssatzung nebst Anlagen für das Haushaltsjahr 
2026 
a) Stellenplan 
hier: Beschlussfassung 
b) Investitionsprogramm für die Jahre 2025-2029 
hier: Beschlussfassung 
c) Haushaltssatzung und Haushaltsbeschluss 
hier: Beschlussfassung 

 
Herr Hautzel bittet Herrn Ausschussvorsitzenden Ax um die Berichterstattung aus dem 
Ausschuss. In diesem Jahr waren für die Haushaltsberatungen weniger Sitzungen er-
forderlich und die Beratungen konnten zügiger geführt werden. 
 
Herr Ax berichtet, dass seit der Behandlung desselben Tagesordnungspunktes im Vor-
jahr 364 Tage vergangen seien. Nach der Einbringung des Haushalts am 25.03.2026 
habe sich der Beginn der Beratungen wegen der Kommunalwahl und der anschließen-
den Konstituierung der Gremien bis zum 19. Mai verzögert. Im Haupt- und Finanzaus-
schuss habe Einvernehmen darüber bestanden, den Haushalt möglichst noch vor der 
Sommerpause zu verabschieden; dies sei jedoch aus Zeitgründen bis zur Juni-Sitzung 
nicht möglich gewesen, weshalb der Ausschuss  wie bereits in den Vorjahren  auch 
in der Sommerpause getagt und beraten habe. 
 
Der Vorsitzende führt zu den eingebrachten Eckdaten aus, dass im Ergebnishaushalt 
zunächst ein Jahresfehlbetrag von 536.000 Euro gestanden habe, im Finanzhaushalt 
ein Zahlungsmittelfehlbetrag von -547.777 Euro. Bereits bei der Einbringung sei darauf 
hingewiesen worden, dass der Fehlbetrag im ordentlichen Ergebnis durch Rücklagen 
aus Vorjahren ausgeglichen werden könne. Gleichwohl sei der Haupt- und Finanzaus-
schuss mit dem Ziel in die Beratungen gegangen, eine möglichst deutliche Verbesse-
rung zu erreichen. Nach Abschluss der Ausschussberatungen weise der Ergebnis-
haushalt nunmehr einen Jahresfehlbetrag von rund 397.000 Euro aus, mithin eine Ver-
besserung um etwa 140.000 Euro. Im Finanzhaushalt betrage der negative Saldo nun-
mehr noch rund 403.000 Euro. 
 
Weiter erklärt Herr Ax, dass zwischenzeitlich auch der aufgestellte Jahresabschluss 
vorliege, der an anderer Stelle der Sitzung bereits beraten worden sei. Obwohl der 
Jahresabschluss des Vorjahres ein Ergebnis von -1,2 Millionen Euro ausweise, seien 
die Rücklagen nach den aktuellen Zahlen der Verwaltung noch nicht vollständig auf-
gebraucht. Zugleich weist er darauf hin, dass hinsichtlich der noch nicht vollständig 
gebuchten Jahre 2023 und 2024 eine deutlich größere Unsicherheit hinsichtlich der 
tatsächlich verbleibenden Rücklagen bestehe. Für den Jahresabschluss 2025 dankt 
er der Finanzverwaltung ausdrücklich, weil dort nach ihrer Mitteilung erstmals eine 
vollständige Abbildung der Vermögens- und Finanzsituation vorliege. 
 
Herr Ax stellt fest, dass der Weg zu der Verbesserung des Haushalts um 140.000 Euro 
gegenüber der Einbringung steinig gewesen sei, weil sich seit März zahlreiche Ände-
rungen ergeben hätten, die zum Zeitpunkt der Einbringung noch nicht bekannt gewe-
sen seien. Er bewertet dies als generelles Problem, wenn die Einbringung nicht ent-
sprechend der gesetzlichen Regelungen im September des laufenden Haushaltsjah-
res erfolge. Umso wichtiger sei es gewesen, dass die Verwaltung, insbesondere Fi-
nanzverwaltung, Bauamt und Bürgermeisterin, intensiv an den Beratungen mitgewirkt 
hätten; hierfür spricht er ausdrücklich Dank aus. 
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Er erläutert weiter, dass die den Stadtverordneten zugegangene Änderungsliste ins-
gesamt 30 Punkte umfasse, die sowohl Verbesserungen als auch Verschlechterungen 
enthielten. Als wesentliche Reduzierung nennt er die Dachreparatur am Bürgerhaus 
Dehrn, deren Ansatz von 300.000 Euro auf 100.000 Euro reduziert worden sei. Dies 
sei nach intensiver Diskussion und Absicherung durch das Bauamt erfolgt. Nach einer 
letzten Klärung vom 10. Juli sei auch die Frage der Photovoltaikanlage geklärt worden; 
die Erträge würden demnach nicht vollständig entfallen, sondern voraussichtlich nur 
um 4-5 % sinken. Daher habe die Position nicht vollständig gestrichen werden müssen. 
 
Ferner führt Herr Ax aus, dass zudem der Gewerbesteueransatz auf Grundlage der 
bis Ende Juni vorliegenden Zahlen in Abstimmung mit der Finanzverwaltung vorsichtig 
von 3,5 Mio. Euro auf 3,6 Mio. Euro erhöht worden sei. Daneben habe es weitere 
positive Effekte gegeben, etwa durch Zinseinsparungen sowie durch zeitliche Stre-
ckungen von Investitionen, insbesondere bei größeren EKVO-Maßnahmen. Demge-
genüber hätten jedoch auch Ertragsausfälle und zusätzliche Aufwendungen berück-
sichtigt werden müssen. So sei die Tourismuspauschale erneut ausgebucht worden, 
weil Runkel weiterhin nicht als Tourismusstadt anerkannt sei und im laufenden Jahr 
keine entsprechenden Erlöse mehr erzielt werden könnten. Zusätzlich seien 50.000 
Euro für anwaltliche Beratungen, 20.000 Euro für eine elektrische Schließanlage in der 
Kita Steeden, 25.000 Euro für das Dach des Friedhofs Schadeck sowie 45.000 Euro 
für Reparaturen im Bereich Forst/Bauhof eingestellt worden. Weitere größere Positio-
nen würden noch in gesonderten Beschlussvorlagen behandelt. 
 
Der Ausschussvorsitzende weist darauf hin, dass sich durch Beschlüsse zum Stellen-
plan weitere Einsparungen ergeben würden, die allerdings überwiegend erst den 
Haushalt 2027 entlasteten. Dies gelte auch für einen noch zu beratenden Antrag zu 
einer generellen Wiederbesetzungssperre bis 2027. Ergänzend verweist er auf die in 
den Haushaltsvorbemerkungen dargestellte Personalintensität, die den Anteil der Per-
sonalaufwendungen an den ordentlichen Aufwendungen abbilde. Die Stadt Runkel 
habe über Jahre unter dem Durchschnitt vergleichbarer Kommunen gelegen, diesen 
2025 erstmals überschritten und liege in der Prognose bis 2029 zunehmend darüber. 
Daraus ergebe sich, dass die Personalintensität nunmehr deutlich höher sei als im 
Durchschnitt anderer Kommunen. 
 
Weiter berichtet er, dass in enger Abstimmung mit der Finanzverwaltung künftig mit 
Haushaltsresten im Ergebnishaushalt gearbeitet werden solle. Bereits in der vorange-
gangenen Beratung seien Übertragungen von Haushaltsresten mit deutlichen Redu-
zierungen beschlossen worden. Ziel sei es, den sehr hohen Bestand an Haushaltsres-
ten in Millionenhöhe deutlich abzubauen. Er verweist darauf, dass noch Investitions-
kreditermächtigungen von 7 Mio. Euro bestünden und darüber hinaus noch die Haus-
haltsreste hinzukämen. 
 
Herr Ax blickt auf den kommenden Haushalt 2027 voraus und erklärt, er hoffe auf eine 
Einbringung noch in der Dezember-Sitzung dieses Jahres. Hierfür erwarte er einen 
Fahrplan der Verwaltung. Dies sei allerdings unter schwierigen Rahmenbedingungen 
zu leisten, da im 4. Quartal auch die Prüfung des Jahresabschlusses 2023 anstehe 
und Personalressourcen in der Finanzverwaltung binde. Für 2027 werde die zu schlie-
ßende Lücke im Haushalt um etwa 1 Mio. Euro größer, weil im kommunalen Finanz-
ausgleich die Zuweisungen um 600.000 Euro zurückgingen, da ein Sondereffekt aus 
2026 entfalle. Hinzu kämen weitere Belastungen. Er wünsche der Finanzabteilung und 
dem Magistrat hierfür gute Beratungen und eine frühzeitige Aufstellung. 
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Herr Ausschussvorsitzender Ax regt an, dass die Finanzverwaltung gemeinsam mit 
der Bürgermeisterin den Haushaltsentwurf künftig unmittelbar nach der Einbringung in 
einer öffentlichen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses detailliert vorstelle. In 
der diesjährigen zweiten Ausschusssitzung habe es bereits eine ausführliche Präsen-
tation mit 25 Folien und einer Fragerunde gegeben. Dies solle künftig standardmäßig 
direkt nach der Einbringung erfolgen, bevor die ehrenamtlichen Mandatsträger den 
umfangreichen Haushaltsentwurf in Eigenarbeit durcharbeiten müssten. Insgesamt 
müsse zu einer soliden Haushaltsführung, zu sparsamem Wirtschaften in allen Berei-
chen und zu einer stärkeren Orientierung an finanziell tragbaren Lösungen zurückge-
kehrt werden. 
 
Herr Hautzel dankt dem Ausschussvorsitzenden für den Bericht und erklärt, er habe 
selbst drei Tage benötigt, um anhand der letzten vier Berichte beziehungsweise Sit-
zungsunterlagen des Haupt- und Finanzausschusses nachzuvollziehen, welche 
Punkte nicht in der endgültigen Änderungsliste enthalten seien. Dies sei kein Vorwurf, 
sondern verdeutliche den erheblichen Arbeitsaufwand. Er kündigt an, wie in den Vor-
jahren zunächst über Stellenplan, Investitionsprogramm und weitere nicht unmittelbar 
monetäre oder nicht bereits abschließend beschlossene Punkte einzeln zu beraten 
und abzustimmen. 
 
Seitens der Bürgerliste weist Herr Wagner trägt vor, dass der Haushalt 2026 unge-
wöhnlich spät eingebracht worden sei und die Beratungen im Haupt- und Finanzaus-
schuss mit der Neuaufstellung der städtischen Gremien nach der Kommunalwahl kol-
lidiert hätten. Bereits bei der Erhöhung der Grundsteuerhebesätze habe frühzeitig ent-
schieden werden müssen, obwohl noch kein finaler Haushaltsstand vorgelegen habe. 
Rückblickend habe sich gezeigt, dass diese Erhöhung einen wesentlichen Beitrag zur 
Stabilisierung geleistet habe. Im Investitionshaushalt seien zahlreiche Vorhaben auf-
geteilt und überwiegend in Folgejahre verschoben worden; Stellen seien teilweise ge-
strichen oder mit Wiederbesetzungssperren versehen worden, um den stark steigen-
den Personalkosten entgegenzuwirken. 
 
Herr Fraktionsvorsitzende Wagner führt weiter aus, dass die Personalkosten seit dem 
Jahresabschluss 2022 bis heute um rund 4 Mio. Euro gestiegen seien, womit die Stadt 
deutlich über den Durchschnitt der Vergleichskommunen hinausgeschossen sei. Im 
Ergebnishaushalt hätten zwar einzelne Sachausgaben reduziert und die Gewerbe-
steuererträge nach oben angepasst werden können; gleichwohl verbleibe ein erhebli-
ches Restdefizit von rund 400.000 Euro. Für 2026 könne dies nochmals durch Rück-
lagen gedeckt werden, was ohne zeitnahe Jahresabschlüsse in dieser Form überhaupt 
nicht möglich wäre. Die Anforderungen des § 92 HGO würden jedoch nicht erreicht. 
Auch im Finanzhaushalt müsse auf Kassenbestände zurückgegriffen werden, die im 
Wesentlichen aus zu hohen Investitionskreditaufnahmen der Vorjahre resultierten. Für 
2027 prognostiziert er eine Finanzierungslücke von 1,435 Mio. Euro, die nicht mehr 
über Rücklagen gedeckt werden könne. Ohne konsequente Einsparungen in der Ver-
waltung, sowohl bei Personal- als auch bei Sachkosten, sowie ohne eine Konsolidie-
rung gebührenrelevanter Haushaltsbereiche werde das Haushaltsjahr 2027 nicht ohne 
weitere Steuerungsmaßnahmen zu bewältigen sein. 
 
Frau Stadtverordnete Mackauer-Brühl erklärt für die SPD-Fraktion, dass sie den Aus-
führungen von Herrn Wagner und Herrn Ax in seiner Funktion als Ausschussvorsitzen-
der folgen könne. Die Beratungen im Haupt- und Finanzausschuss seien sehr 
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kleinteilig und nachvollziehbar geführt worden. Sie betont mehrfach, dass aus ihrer 
Sicht ein Ausgabenproblem bestehe, und schließt sich den Vorrednern an. 
 
Herr Stadtverordneter Wilfer erklärt für die CDU-Fraktion, dass Herr Wagner bereits 
die Perspektive des Haupt- und Finanzausschusses dargestellt habe; er wolle daher 
ergänzend die Position der CDU-Fraktion vortragen. Er bekennt sich zu dem Ziel des 
Haushaltsausgleichs als gesetzlichen Auftrag, wobei ihm bewusst sei, wie schwierig 
dies in der kommunalen Praxis zu erreichen sei. Der Haushalt werde auch von exter-
nen Faktoren beeinflusst, die die Stadt nicht selbst steuern könne. Die finanzielle Lage 
der Stadt sei ernst. Aus Sicht seiner Fraktion sei es notwendig, sowohl die Einnah-
menseite zu stärken, als auch die Ausgaben kritisch zu hinterfragen. Die CDU-Fraktion 
habe der Grundsteuererhöhung zugestimmt, weil Konsolidierung allein durch Kürzun-
gen nicht gelingen könne. Zugleich dürften die Mehreinnahmen aber kein Freibrief für 
zusätzliche Ausgaben sein. Maßgeblich seien nunmehr Priorisierung, Wirtschaftlich-
keit und Transparenz bei Investitionen, laufenden Aufwendungen und Personal. Die 
Verabschiedung des Haushalts 2026 sei kein Schlussstrich, sondern der Beginn eines 
längerfristigen Konsolidierungsprozesses. Er dankt den Mitgliedern des Haupt- und 
Finanzausschusses, insbesondere Herrn Ax, sowie der Verwaltung für die Erläuterun-
gen und den offenen Umgang mit einzelnen Positionen. Seine Fraktion werde dem 
Haushalt mit der Erwartung zustimmen, dass die notwendige Konsolidierung konse-
quent fortgesetzt werde. 
 
Herr Stadtverordneter Reusch schließt sich den bisherigen Ausführungen an und be-
dankt sich bei allen Beteiligten. Für ihn als neues Mitglied im Haupt- und Finanzaus-
schuss sei die Mitarbeit sehr hilfreich gewesen; Verwaltung und Ausschussmitglieder 
hätten ihn gut unterstützt. Auch aus seiner Sicht werde die Haushaltskonsolidierung 
die Stadt in den kommenden Jahren stark beschäftigen. 
Herr Stadtverordneter Bremser ergänzt, dass der Begriff Konsolidierung zwar häufig 
verwendet worden sei, jedoch müsse künftig auch konkret benannt werden, wo tat-

oder von Konsolidierung zu sprechen; vielmehr müsse offen ausgesprochen werden, 
welche Maßnahmen oder Leistungen reduziert oder entfallen sollten. 
 
Frau Hachmann bedankt sich ebenfalls bei Herrn Ax als Ausschussvorsitzendem für 
die aus ihrer Sicht guten Beratungen. Die Verwaltung habe sich nach ihrer Darstellung 
sehr gut vorbereitet und unter strengen Vorgaben zahlreiche Überstunden geleistet. 
Sie dankt ihrer Verwaltung ausdrücklich für deren Einsatz und würdigt auch die gute 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedern des Haupt- und Finanzausschusses. 
 
Herr Stellv. Stadtverordnetenvorsteher Hautzel stellt anschließend klar, dass nunmehr 
die vorliegende, vom Haupt- und Finanzausschuss abgestimmte Änderungsliste 
Grundlage der weiteren Beschlüsse sei. Diese werde nicht noch einmal im Einzelnen 
vorgetragen; möglich seien aber weiterhin Anträge und Begleitbeschlüsse. Er kündigt 
die Einzelabstimmungen zunächst zum Stellenplan an. 
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a) Stellenplan
 
1. Streichung der IT-Stelle 
 
Beschluss:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, die IT-Stelle aus dem 
Stellenplan 2026 zu streichen. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

 
 

2. Wiederbesetzungssperre für zwei S8a-Stellen der Waldkita 
 
Die im Protokoll genannten fünf S4-Stellen sind nicht Gegenstand dieses Beschlusses. 
 
Beschluss:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt eine Wiederbeset-
zungssperre für zwei Stellen S8a, die für die Einrichtung der Waldkita eingerichtet wur-
den, wenn die Einrichtung der Waldkita zum 01.08.2026 nicht beschlussgemäß umge-
setzt worden ist. 
 

Abstimmungsergebnis: 25 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 1 Enthaltung 

 
Herr Hautzel ruft anschließend den von der Bürgerliste eingebrachten Antrag auf, für 
freiwerdende Stellen in der inneren Verwaltung bis zum 31. Dezember 2027 eine ge-
nerelle Wiederbesetzungssperre vorzusehen.  
Herr Wagner verliest den Antrag der Bürgerliste. Danach sollen Ausnahmen nur gel-
ten, wenn gesetzliche oder aufsichtsrechtliche Vorgaben eine Wiederbesetzung zwin-
gend erforderten oder wenn die Stadtverordnetenversammlung auf begründeten An-
trag des Magistrats ausdrücklich eine Ausnahme beschließe. Der Magistrat solle ver-
pflichtet werden, der Stadtverordnetenversammlung in der nächsten regulären Sitzung 
nach Eintritt eines entsprechenden Sachverhalts zu berichten, welche Stellen betrof-
fen seien und aus welchen Gründen gegebenenfalls eine Nachbesetzung erforderlich 
werde. Zur Begründung führt Herr Wagner an, dass die Stadt vor erheblichen finanzi-
ellen Herausforderungen stehe, steigende Personal- und Sachkosten belasteten den 
Haushalt nachhaltig, und freiwerdende Stellen eröffneten die Möglichkeit, Verwal-
tungsabläufe kritisch zu hinterfragen und Einsparpotenziale zu erschließen. 
 
Frau Stadtverordnete Mackauer-Brühl wendet ein, der Haushalt sei so aufgestellt, 
dass die vorhandenen Stellen finanzierbar seien. Sie sehe daher keinen Anlass, vorab 
ein generelles Verbot der Wiederbesetzung auszusprechen und dadurch womöglich 
effektive Verwaltungsarbeit zu behindern. Sie traue der Verwaltung zu, selbst zu er-
kennen und zu benennen, wo eine Stelle entbehrlich sei oder nur teilweise nachbesetzt 
werden müsse. 
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Herr Wagner entgegnet, dass der Antrag kein absolutes Besetzungsverbot beinhalte. 
Vielmehr gehe es darum, dass im Einzelfall eine politische Entscheidung getroffen 
werde und die Stadtverordnetenversammlung ihr Budgetrecht stärker ausübe. Perso-
nalkosten und Stellenplan seien nicht deckungsgleich; der Stellenplan bilde lediglich 
einen Erwartungsrahmen. Die Regelung solle ermöglichen, gezielt zu steuern. 
 
Frau Hachmann erklärt, sie könne den grundsätzlichen Ansatz verstehen, wolle aber 
darauf hinweisen, dass in Villmar bereits spürbare Verunsicherung beim Personal ein-
getreten sei, weil dort Wiederbesetzungssperren praktiziert würden. In ihrem Haus 
werde intensiv an Einsparpotenzialen gearbeitet. Sie halte ein solches Signal des 
Misstrauens gegenüber der eigenen Verwaltung für problematisch und betont, dass 
Verlässlichkeit und Vertrauensbildung auch für die Funktionsfähigkeit einer Behörde 
erforderlich seien. 
 
Hierauf erwidert Herr Stadtverordneter Ax, dass der Antrag mit Misstrauen nichts zu 
tun habe, sondern sei Ausdruck des Budgetrechts der Stadtverordnetenversammlung.  
 
Herr Hautzel übergibt Herrn Wagner die Sitzungsleitung, um selbst in der Sache Stel-
lung zu nehmen. Er erklärt, er könne dem Antrag nicht folgen. Wenn die Stadt der 
Auffassung sei, Stellen abbauen zu können, müsse dies konkret begründet und orga-
nisatorisch nachvollziehbar dargestellt werden. Er verweist ebenfalls auf die Erfahrun-
gen in Villmar und warnt vor einem Klima des Misstrauens. Danach übernimmt er die 
Sitzungsleitung wieder. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg äußert, eine Wiederbesetzungssperre erscheine 
ihm eher unproblematisch; wenn sich Beschäftigte deswegen anderweitig orientierten, 
habe er dafür wenig Verständnis.  
 
Herr Stadtverordneter Wilfer stellt klar, dass eine Wiederbesetzungssperre nicht be-
deute, dass Beschäftigte entlassen würden oder um ihren Arbeitsplatz fürchten müss-
ten. Sie greife lediglich, wenn eine Stelle durch Ruhestand, Kündigung oder Krankheit 
frei werde; die Stelle bleibe im Stellenplan grundsätzlich erhalten. 
Die allgemeine Wiederbesetzungssperre für alle freiwerdenden Stellen ist nicht Be-
standteil der HFA-Beschlussempfehlung. Darüber wurde im HFA nicht abgestimmt. 
 
 
3. Wiederbesetzungssperre 
 
Beschluss:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt für den Bereich der 
Inneren Verwaltung eine Nachbesetzungssperre für freiwerdende Stellen bis zum 
31.12.2027.  
 
Von der Nachbesetzungssperre ausgenommen sind:  
- Stellen, deren Besetzung aufgrund gesetzlicher oder aufsichtsrechtlicher Vor 
  gaben zwingend erforderlich sind,  
- Fälle, in denen die Stadtverordnetenversammlung auf begründeten Antrag des  
  Magistrats ausdrücklich eine Ausnahme beschließt.  
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Der Magistrat wird beauftragt, der Stadtverordnetenversammlung in der nächsten re-
gulären Sitzung nach Eintritt des Sachverhalts der Nachbesetzungssperre einen Be-
richt vorzulegen, aus dem hervorgeht, welche Stellen der Inneren Verwaltung von der 
Nachbesetzungssperre betroffen sind und bei welchen Stellen gesetzliche Gründe 
eine Nachbesetzung erfordern. 
 

Abstimmungsergebnis: 15 Ja-Stimmen 9 Nein-Stimmen 2 Enthaltungen 

 
 

4. Bauamtsleitung A 12 und Stelle EG 11 - maßgebliche spätere Fassung 
 
Beschluss:  
 
Die Stelle Bauamtsleitung A 12 im Stellenplan Teil A - Beamte erhält bei Pensionsein-
tritt den Vermerk KW. Die im Stellenplan ausgewiesene Stelle EG 11 in der Bauver-
waltung erhält den Vermerk: Bei Pensionseintritt der Bauamtsleitung wird die Stelle 
auf EG 12 bewertet. 
 

Abstimmungsergebnis: 25 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 1 Enthaltung 

 
 
5. Abschluss des Stellenplans 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt den Stellenplan 2026 
unter Einbeziehung der zuvor gefassten Einzelbeschlüsse. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

 

b) Investitionsprogramm / Investitionshaushalt 

1. Sperrvermerk für den zweiten Bauabschnitt Eschenauer Straße in Hofen 
 
Die Ansätze von 180.000 Euro für den ersten Bauabschnitt und 70.000 Euro für den 
zweiten Bauabschnitt gehören nach dem ausdrücklichen Protokollwortlaut in die Än-
derungsliste. Eigenständig ist hier nur die Sperr- und Informationsregelung. 
 
Beschluss:  
 
Der zweite Bauabschnitt der Erneuerung der Wasserleitungen in der Eschenauer 
Straße in Hofen wird mit einem Sperrvermerk versehen. Der Sperrvermerk gilt als er-
füllt, wenn eine schriftliche Bestätigung des Kreises zur Kostenübernahme vorliegt. 
Eine Ausschreibung kann erst nach Vorlage dieser Bestätigung erfolgen. Die Stadt-
verordnetenversammlung ist hierüber zu informieren. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 
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2. Verwendung der Haushaltsreste I-11150-03 Digitalisierung
 
Die Streichung des Ansatzes 2026 ist eine Änderung des Investitionsansatzes. Die 
Zweckbindung und Nichtübertragung der Haushaltsreste ist dagegen eine eigenstän-
dige Regelung. 
 
Beschluss:  
 
Die Haushaltsreste aus 2025 der Investitionsnummer I-11150-03 Digitalisierung wer-
den nur für die Barrierefreiheit der städtischen Homepage verwendet beziehungsweise 
übertragen. Darüber hinaus gehende Haushaltsreste werden nicht übertragen. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

 
 

3. Gesamtheit der beschlossenen Änderungen im Investitionsprogramm in Ver-
bindung mit den Sperrvermerken 
 
Beschluss:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Gesamtheit der beschlossenen Än-
derungen im Investitionsprogramm in Verbindung mit den Sperrvermerken. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

 
 
4. Abschluss des Investitionsprogramms 
 
Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt das Investitionspro-
gramm 2026 mit den Änderungen gemäß der endgültigen Änderungsliste sowie den 
zuvor gefassten Sperr- und Resteregelungen. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

 
 
c) Haushaltssatzung und Haushaltsplan 

1. Sperrvermerk für 30.000 Euro Digitalisierungsmaßnahmen im Ergebnishaus-
halt 
 
Beschluss:  
 
Die im Ergebnishaushalt vorgesehenen 30.000 Euro für Digitalisierungsmaßnahmen 
im Produktbereich 01 - Innere Verwaltung dürfen erst dann ausgegeben werden, wenn 



25
 

 
4. Niederschrift der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel vom 19.08.2026 

das Digitalisierungskonzept im Haupt- und Finanzausschuss beraten und von der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschlossen wurde. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner weist darauf hin, dass im Ergebnishaushalt Mittel 
für die kommunale Wärmeplanung auf insgesamt 60.000 Euro aufgestockt worden 
seien. Neben vorhandenen Rückstellungen von 40.000 Euro sei ein weiterer Betrag 
eingestellt worden, damit das Thema zügig angegangen werden könne. Hintergrund 
sei die Verpflichtung, bis 2028 eine kommunale Wärmeplanung vorzulegen. Da eine 
Ausschreibung und Beauftragung geeigneter Fachbüros Zeit beanspruchen, sei nun-
mehr der richtige Zeitpunkt zum Einstieg.  
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

 
 
Herr Hautzel ruft als weiteren Haushaltsbegleitbeschluss die Erhöhung des Ansatzes 
für die Umrüstung der Straßenbeleuchtung auf LED-Technik auf. Herr Wagner erläu-
tert, es sei im Investitionshaushalt festgestellt worden, dass sich die Kostensituation 
gegenüber dem Vorjahr nicht verändert habe, weil im Jahr 2025 keine einzige Stra-
ßenleuchte auf LED umgestellt worden sei. Aus diesem Grund stünden 60.000 Euro 
Haushaltsreste aus 2025 zur Verfügung. Der Ansatz 2026 werde von 40.000 Euro auf 
60.000 Euro erhöht, so dass insgesamt rund 120.000 Euro, tatsächlich unter Berück-
sichtigung einer internen Veranschlagung etwa 102.000 Euro, für die Umrüstung ver-
fügbar seien. Dies sei ein wesentlicher Beitrag zur Senkung der Energiekosten.  
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

 
 
Herr Wagner bringt sodann als Haushaltsbegleitbeschluss einen Antrag der Bürger-
liste zu den Kita-Benutzungsgebühren ein. Danach soll der Magistrat für das Haus-
haltsjahr 2027 beauftragt werden, den Ansatz für die Kita-Benutzungsgebühren zu 
überarbeiten mit dem Ziel, eine deutlich höhere Deckungsquote zu erreichen. Ein Ab-
gleich mit den Gebühren und Deckungsquoten der umliegenden Gemeinden solle er-
folgen, um den Wohnstandort Runkel nicht zu benachteiligen. Zur Begründung führt er 
aus, dass der Bereich der Kita-Gebühren seit Jahren hochgradig defizitär sei; zur Ver-
ringerung der im nächsten Jahr drohenden Haushaltslücke sei eine Überprüfung er-
forderlich. 
Herr Hautzel ergänzt hierzu rein informativ, dass im Haushalt für die Kindertagesstät-
ten nahezu 3 Mio. Euro aufgewendet würden. Bei insgesamt etwa 500 Kindern ent-
spreche dies rechnerisch einer städtischen Finanzierung von rund 6.000 Euro pro Kind 
und Jahr. Diese Einordnung solle keine politische Wertung darstellen, sondern ledig-
lich die Größenordnung verdeutlichen.  
 

Abstimmungsergebnis: 25 Ja-Stimmen 1 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 
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Herr Hautzel ruft anschließend die Regelungen zu den Deckungsgrundsätzen nach §§ 
20 und 21 Gemeindehaushaltsverordnung auf.  
 
Herr Wagner erläutert, dass sich der Antrag der Bürgerliste nur auf die Ausführung zu 
§ 20 GemHVO beziehe. Dort fehle bislang eine betragsmäßige Begrenzung, ab der 
bei Anwendung der gegenseitigen Deckungsfähigkeit im Investitionshaushalt die 
Stadtverordnetenversammlung einzubinden sei. Ursprünglich sei beantragt worden, 
ab 20.000 Euro einen Beschluss der Stadtverordnetenversammlung zu verlangen. 
Hintergrund seien aus Sicht der Bürgerliste schlechte Erfahrungen in der Vergangen-
heit mit umfangreichen Verschiebungen ohne ausreichende Information des Parla-
ments. 
 
Herr Wilfer erklärt, dass die CDU-Fraktion diesem Antrag in der ursprünglichen Form 
nicht folgen könne. Ihr genüge eine Informationspflicht gegenüber der Stadtverordne-
tenversammlung; sie wolle der Verwaltung Vertrauen entgegenbringen und nicht auf 
frühere Fehlentwicklungen zurückblicken. Auch aus den weiteren Wortbeiträgen ergibt 
sich, dass eine Informationslösung mehrheitsfähig sein könnte. 
 
Herr Schomburg erläutert auf Nachfrage, dass in den versandten Unterlagen für § 20 
GemHVO keine Informationspflicht enthalten sei. Ein entsprechender Vorschlag sei 
zwar diskutiert, im Haupt- und Finanzausschuss aber nicht beschlossen worden.  
 
Daraufhin modifiziert Herr Wagner den Antrag dahin gehend, dass bei Anwendung der 
gegenseitigen Deckungsfähigkeit nach § 20 für Beträge von 20.000 Euro oder mehr 
keine vorherige Beschlussfassung, sondern eine Informationspflicht gegenüber der 
Stadtverordnetenversammlung bestehen solle. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner weist ergänzend darauf hin, dass zuvor auch die 
Übertragung von 20.000 Euro Haushaltsresten für Radwege sowie 12.000 Euro Haus-
haltsresten für Kindergartengeräte beschlossen worden sei. Dies führe zwar zu ge-
ringfügigen Anpassungen bei Zins und Tilgung bzw. der Kreditermächtigung, jedoch 
nur in sehr kleinem Umfang.  
Herr Schomburg bestätigt, dass dies keine wesentliche Veränderung des Zahlenwerks 
erfordere und der Haushaltsansatz insoweit unverändert bleiben könne. 
Herr Wagner hebt zum Abschluss hervor, dass erstmals ein revidierter Haushaltsent-
wurf mit den wesentlichen Änderungen vor der Beschlussfassung vorgelegen habe. 
Die nunmehr noch in der Sitzung beschlossenen Änderungen seien im Verhältnis dazu 
marginal. Dies sei gegenüber früheren Jahren, in denen häufig über Zahlen abge-
stimmt worden sei, die den Stadtverordneten noch nicht bekannt gewesen seien, ein 
deutlicher Fortschritt. 
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2. Abschließender Gesamtbeschluss zum Haushalt 2026
 
Beschluss:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt die Haushaltssatzung 
und den Haushaltsplan 2026 samt Anlagen einschließlich Stellenplan und Investitions-
programm mit den Änderungen gemäß der endgültigen Änderungsliste und den zuvor 
gefassten Einzelbeschlüssen. 
 
Die geänderte Endfassung des Haushaltes soll den entsprechenden Mandatsträgern 
zugesandt werden. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

   

 
8.) Mögliche Modelle zum Energy sharing in der Stadt Runkel 
 
Herr Hautzel weist darauf hin, dass es sich um die Nachbereitung eines Haushaltsbe-
gleitbeschlusses handele und bittet die Verwaltung um Erläuterung. 
 
Die Bürgermeisterin erklärt, dass die vorgelegte Information auf einen Haushaltsbe-
gleitbeschluss vom 20. August 2025 zurück gehe. Sie habe die geforderten Gespräche 
geführt und die gewonnenen Erkenntnisse zusammengefasst.  
 
Herr Fraktionsvorsitzende Wagner erläutert, dass der zugrunde liegende Haushalts-
begleitbeschluss von der Bürgerliste beantragt worden sei. Geprüft werden sollte ins-
besondere das sogenannte Stromkreisbilanzmodell, das etwa in Weilburg sowie bun-
desweit bereits eingeführt worden sei. Solche Modelle ermöglichten erhebliche Ein-
sparungen bei den Energiekosten, weil Strom aus eigenen Photovoltaikanlagen un-
mittelbar in städtischen Liegenschaften wie Verwaltungsgebäuden, Kindergärten oder 
Stadthallen genutzt werden könne. Voraussetzungen seien insbesondere ein räumli-
cher Zusammenhang im Umkreis von vier Kilometern sowie die technische Fähigkeit 
des Energieversorgers, die entsprechenden Schaltungen darzustellen. Nach seiner 
Einschätzung fehle in der Vorlage jedoch eine vertiefte eigene Auseinandersetzung 
über die von der Firma Syna übermittelten Informationen hinaus. Angesichts eines 
Einsparpotenzials von rund 300.000 Euro jährlich sei dies aus seiner Sicht zu wenig. 
Er beantragt daher, das Thema erneut an den Haupt- und Finanzausschuss zu ver-
weisen, dort weitere externe Stellungnahmen und Umsetzungsberichte einzuholen 
und gemeinsam mit der Verwaltung ein Konzept für die mittelfristige Einführung eines 
solchen Stromkreisbilanzmodells zu erarbeiten.  
 

nächst zurückgestellt werden, da es erst seit Juli 2026 in der Diskussion sei und noch 
zahlreiche regulatorische Fragen offen seien. 
 
Frau Stadtverordnete Mackauer-Brühl unterstützt den Vorstoß inhaltlich. Auch ihre 
Fraktion habe sich mit dem Thema befasst. Ziel müsse sein, den Eigenverbrauch des 
lokal erzeugten Stroms zu steigern. Da die Stadt über zahlreiche Photovoltaikanlagen 
verfüge, sei es aus ihrer Sicht sinnvoll, den dort erzeugten Strom direkt in Verwaltungs-
gebäuden oder Kindergärten zu nutzen, um Ausgaben zu senken.  
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Herr Wagner ergänzt, bei Recherchen stoße man auch auf Modelle der interkommu-
nalen Zusammenarbeit, bei denen mehrere Kommunen gemeinsam solche Anlagen 
betrieben und nutzten; auch dies solle im Haupt- und Finanzausschuss betrachtet wer-
den. 
 
Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung stimmt über den Antrag der Bürgerliste Runkel ab: 
 
Die Bürgerliste beantragt die Verweisung in den Haupt- und Finanzausschuss mit dem 
Auftrag, dass dieses Thema mit weiteren externen Stellungnahmen und Umsetzungs-
berichten abgeglichen und gemeinsam mit der Verwaltung ein Konzept für die mittel-
fristige Einführung eines Stromkreisbilanzmodells erstellt werden soll.  
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

   

 
9.) Vergabe einer Straßennamenbezeichnung im Stadtteil Dehrn für das Neu-

baugebiet "Bei den Bäumen" 
 
Herr Hautzel erklärt, dass der Ortsbeirat beteiligt worden sei und keine Bedenken ge-
äußert, sondern die Benennung befürwortet habe.  
 
Frau Stadtverordnete Mackauer-Brühl erklärt, dass die SPD-Fraktion den Vorgang be-
raten habe. Sie führt aus, dass der Ortsbeirat eingebunden gewesen sei; dies sei für 
die Fraktion maßgeblich. Wenn im Ortsteil neue Straßennamen vergeben würden und 
der Ortsbeirat zustimme, stimme die SPD-Fraktion ebenfalls zu. 
 
Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel vergibt der Straße im Neubauge-

 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

   

 
10.) Instandsetzung des Forsttraktors Deutz-Fahr 5125 (LM-SR 717) nach Ge-

triebeschaden 
 
Herr Stadtverordneter Schmidt führt zu diesem Punkt aus, er habe den Kostenvoran-
schlag geprüft. In der Vorlage werde durchgehend von einem Getriebeschaden ge-
sprochen. Vor diesem Hintergrund stelle sich für ihn die Frage, weshalb der letzte Po-
sitionsteil des Kostenvoranschlags Beleuchtungsteile im Umfang von ca. 2.000 Euro 
netto umfasse. Dies entspreche nach seiner Darstellung mehr als 10 Prozent des Kos-
tenvoranschlags. Ihm erschließe sich nicht, in welchem Zusammenhang diese Posi-
tion mit dem Getriebe stehe. Er bittet um entsprechende Erläuterung. 
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Frau Hachmann erklärt, sie wundere sich ebenfalls darüber, dass Beleuchtung in den 
Kostenvoranschlag aufgenommen worden sei. Sie müsse die Begründung hierzu 
nachreichen. Alles, was sie hierzu im gegenwärtigen Zeitpunkt ausführen würde, wäre 
spekulativ. 
 
Die Bürgerliste fragt nach, ob mehrere Angebote eingeholt worden seien. Dies sei 
nach seiner Darstellung nach der Hessischen Gemeindehaushaltsverordnung für 
Maßnahmen dieser Größenordnung vorgeschrieben. In den Unterlagen sei lediglich 
ein einziges Angebot ersichtlich; aus seiner Sicht wären jedoch mehrere Vergleichsan-
gebote erforderlich gewesen. Falls solche Vergleichsangebote vorlägen und lediglich 
nicht in die Vorlage übernommen worden seien, könne man dem Beschluss durchaus 
zustimmen. Andernfalls kündigt er an, den Antrag auf Rückverweisung des Tagesord-
nungspunktes an den Magistrat zu stellen. 
 
Frau Hachmann weist darauf hin, zu dem Vergleichsangebot sei in der Volage etwas 
vermerkt. 
 
Herr Stadtverordneter Schmidt ergänzt, in der Vorlage stehe, dass die Maschine be-
reits auseinandergebaut sei. Dies führe regelmäßig zu einer Zwangslage, da es prak-
tisch kaum noch möglich sei, eine Maschine nach Beginn der Demontage aus der 
Werkstatt in eine andere Werkstatt zu verbringen. Zudem gehe es um eine Deutz-
Maschine; ihm sei im Landkreis kein weiterer Deutz-Händler bekannt, der entspre-
chende Deutz-Teile in dieser Form reparieren könne. Daher könne er die Einschätzung 
der Verwaltung grundsätzlich nachvollziehen, dass faktisch keine andere Möglichkeit 
mehr bestehe. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner erklärt nochmals, dass er mit der gegebenen Er-
klärung, auch wenn diese unbefriedigend sei, durchaus mitgehen könne. Er bitte je-
doch darum, sich künftig an die Vorgaben der Hessischen Gemeindehaushaltsverord-
nung zu halten. Danach sei bei Beträgen dieser Größenordnung im Ergebnishaushalt 
zwingend ein Vergleichsangebot erforderlich. 
 
Herr Stellv. Stadtverordnetenvorsteher Hautzel stellt fest, dass kein Antrag auf Rück-
verweisung mehr im Raum stehe.  
 
Beschluss: 
 

 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, die Reparatur des Forsttraktors Deutz- 
5125 (LM-SR 717) durch die Fa. Schäfer GmbH, gemäß Kostenvoranschlag zu einem 
voraussichtlichen Gesamtbetrag von ca.  
Die dafür erforderlichen Haushaltsmittel werden aus dem Ergebnishaushalt des Teil-
h  
 

Abstimmungsergebnis: 24 Ja-Stimmen 2 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 
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11.) Abschluss eines neuen Gas-Konzessionsvertrages mit der Süwag Energie 
AG für die Laufzeit 2027-2047 

 
Die Bürgerliste beantragt für diesen Tagesordnungspunkt die Verweisung in den HFA. 
Er führt aus, bei Verträgen dieser Größenordnung sei eine Beratung im Haupt- und 
Finanzausschuss ohnehin üblich. Zudem sei es sinnvoll, wenn an der HFA-Sitzung der 
Verhandlungsführer der Stadt Runkel teilnehmen könne, der diesen Vertragsentwurf 
mit der Firma Süwag und der EAM AG ausgehandelt habe, damit der Vertragsentwurf 
nochmals erläutert werde. Es gebe gegenüber dem vorherigen Vertrag einige Anpas-
sungen; so sei die Vertragslaufzeit zwar bei 20 Jahren belassen worden, jedoch seien 
Kündigungszeitpunkte nach 10 bzw. 15 Jahren aufgenommen worden. Grundsätzlich 
wäre es nach seiner Darstellung eine gute Gelegenheit gewesen, sämtliche Kontakt-
punkte zu bündeln und bei Themen wie Wasser, Straßenbeleuchtung oder weiteren 
Bereichen gemeinsame Optimierungspotenziale zu analysieren und zu prüfen, damit 
gegebenenfalls gebündelte Gespräche hätten geführt werden können. Dies sei jedoch 
nicht mehr möglich, weil die Frist für mögliche Vertragsbündelungen bereits im Februar 
2026 verstrichen sei. Daher könne nun lediglich versucht werden, in einzelnen Ver-
tragskonstellationen noch punktuelle Nachbesserungen zu erreichen, weshalb die 
Verweisung umso mehr geboten erscheine. 
 
Frau Stadtverordnete Mackauer-Brühl erklärt, dass man sich darüber verständigt 
habe, dass für die Bürgerinnen und Bürger eine zuverlässige Gasinfrastruktur erfor-
derlich sei. Es gebe im Stadtgebiet weiterhin zahlreiche Haushalte mit Gasversorgung. 
Sie teilt mit, dass ihre Fraktion dem Vertrag grundsätzlich zustimme.  
 
Zugleich stelle sie den Antrag, den Beschluss dahingehend zu erweitern, dass der 
Vertrag zusätzlich von einer Stadträtin oder einem Stadtrat und nicht ausschließlich 
von der Bürgermeisterin unterzeichnet werde. 
Hierzu erklärt Herr Hautzel, dass im Vertrag im hinteren Teil unter den Vertragsunter-
schriften eindeutig geregelt sei, dass eine zweite Unterschrift vorgesehen sei, nämlich 
durch Frau 1. Stadträtin George. Der von Frau Mackauer-Brühl benannte Antrag sei 
daher nicht erforderlich, weil die zweite Unterschrift bereits vertraglich festgelegt sei.  
 
Beschluss: 
 

 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Verweisung in den Haupt- und Fi-
nanzausschuss. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

   

 
12.) Rücknahme des Beschlusses aus der 12. Sitzung der Stadtverordneten-

versammlung vom 14.09.2022 - TOP 3.4 Kita Steeden - Waldgruppe 2023 - 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Fuchs führt aus, eine verlässliche, sichere und zukunftsfä-
hige Kinderbetreuung sei keine Verhandlungsmasse, sondern ein zentraler gesell-
schaftlicher Auftrag. Vor dem Hintergrund der Beschlussvorlage sowie der Stellung-
nahmen der Unfallkasse Hessen und der Kita-Verwaltung sei festzustellen, dass das 

ungeklärten Hygienefragen und erheblichem Personalmangel belastet sei. Als 
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konkrete Aspekte nennt er Hänge mit Absturzgefahr, Totholz, Eichenprozessionsspin-
ner sowie den fehlenden Trinkwasseranschluss. Deshalb sei eine Umsetzung an die-
sem Standort nicht verantwortbar, weshalb die CDU-Fraktion der Rücknahme des ur-
sprünglichen Beschlusses aus dem Jahr 2022 zustimme.  
 
Zugleich beantrage die CDU-Fraktion eine Erweiterung des Beschlusses. Die verblei-
benden Haushaltsmittel in Höhe von 126.938,43 Euro sollten nicht anderweitig gebun-
den, sondern zur Haushaltskonsolidierung im städtischen Etat belassen werden, weil 
die Stadtverordnetenversammlung sich auf einen Konsolidierungskurs verständigt 
habe.  
Hinsichtlich der Diskussion um neue Spielgeräte erklärt er, dass eine isolierte Ad-hoc-
Anschaffung im Wege einer Umwidmung bewusst nicht vorgeschlagen werde, da der-
zeit auf dem Gelände noch Container für die siebte Gruppe stünden und eine Ausgabe 
von 35.000 Euro auf einer Übergangsfläche lediglich Stückwerk auf einer Behelfsflä-
che darstelle. Stattdessen solle die Verwaltung im Zusammenhang mit der Schließung 
der siebten Gruppe und dem Rückbau der Container ein ganzheitliches Konzept für 
die Neugestaltung der gesamten Außenanlage der Kita Steeden erarbeiten; die hierfür 
erforderlichen Mittel seien in den Haushalt 2027 einzubringen.  
Weiter führt er aus, dass die CDU-Fraktion nicht gegen das Konzept einer Waldkita 
sei, sondern nur gegen eine unüberlegte Umsetzung an einem ungeeigneten Standort. 
Für die Septembersitzung kündige die CDU-Fraktion daher einen eigenen Antrag zur 
erneuten professionellen Bedarfsermittlung für eine Waldkita an. Anschließend verliest 
er den beantragten Beschlusstext.  
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner erklärt, dass seine Fraktion dem ersten Teil der 
Ausführungen in dieser Form nicht zustimmen könne 

den sei. Der Beschluss für den Waldkindergarten sei einvernehmlich Ende 2022 ge-
fasst worden; damals seien sowohl Stellen als auch finanzielle Mittel bereitgestellt wor-
den. Nach vier Jahren entstehe nun der Eindruck, es würden nachträglich Argumente 
gesucht, um das Projekt zu beenden. Er verweist auf die Stellungnahme des Land-
schaftsplanungsbüros, die nach seiner Auffassung den Kern treffe, wonach das Pro-
jekt Waldkita Steeden damals nicht reif gewesen sei, weil die Personen gefehlt hätten, 

die Vorteile im Blick hätten. Wo ein entsprechender Treiber fehle, werde kein Waldkin-
dergarten entstehen.  
Dem Vorschlag, den Haushaltsrest von 126.938,43 Euro entfallen zu lassen, könne 
man folgen. Auch ein durch den Magistrat zu entwickelndes Konzept für die Neuge-
staltung des Außenbereichs halte seine Fraktion für sinnvoll. Allerdings solle klarge-
stellt werden, dass bei Vorliegen des Konzepts und angesichts eines zeitnahen Be-
darfs bereits in einer ersten Stufe vorab ein aktuelles Multifunktionsspielgerät ange-
schafft und aufgebaut werden könne. Hierfür sollten Mittel aus der entsprechenden 
Haushaltsstelle verwendet werden; nach seiner Darstellung stünden dort noch 52.000 
Euro zur Verfügung, was für den Kauf und Aufbau eines Multifunktionsgeräts ausrei-
chen müsste. Man solle deshalb nicht bis zu einem genehmigten Haushalt 2027 war-
ten, zumal sich dies bis in den Sommer 2027 hinziehen könnte. 
 
Herr Stadtverordneter Reusch ergänzt zur Klarstellung, dass die siebte Gruppe nach 
seinem Kenntnisstand auf absehbare Zeit nicht geschlossen werde; dies ergebe sich 
auch aus der Sachverhaltsbeschreibung. Zudem sei der Container nach seinem 
Kenntnisstand der einzige tatsächlich klimatisierte Raum. Ferner sei dieser Container 
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als langfristige Anschaffung gedacht gewesen, was ebenfalls dagegenspreche, ihn 
kurzfristig zu veräußern. Er weist darauf hin, dass dies lediglich der ergänzenden In-
formation diene, da zuvor ein anderer Eindruck entstanden sei. 
 
Herr Wagner erwidert, der Container sei ursprünglich für ein anderes Vorhaben ange-
schafft und sodann nach Steeden umgesetzt worden; es handele sich um ein mobiles 
Teil. Es gebe daher keinen grundsätzlichen Hinderungsgrund, ihn andernorts einzu-
setzen. Falls er in Steeden weiterhin benötigt werde, müsse dies gesondert begründet 
werden. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg erklärt, dass aus seiner Sicht dem ersten Punkt, 
also der Rücknahme des Beschlusses, zugestimmt werden könne, da erheblicher Auf-
wand betrieben worden sei, um darzulegen, dass das Vorhaben nicht zielführend sei. 
Wenn er die Ausführungen richtig verstanden habe und durch die Übertragung noch 
52.000 Euro zur Verfügung stünden, habe er persönlich auch kein Problem damit, die 
Restmittel verfallen zu lassen; einen Nachteil für den Kindergarten sehe er daraus 
nicht. 
 
Frau Stadtverordnete Mackauer-Brühl führt aus, man habe ebenfalls darüber gespro-
chen, dass es enttäuschend sei, wenn ein Beschluss der Stadtverordnetenversamm-
lung gefasst werde und anschließend viel Energie darauf verwendet werde, Gründe 
zu finden, weshalb dieser nicht umgesetzt werden könne. Die eigene Überlegung sei 
daher zunächst gewesen, die Angelegenheit in den Ausschuss für Jugend, Senioren, 
Sport, Kultur und Soziales zu verweisen. Da die CDU-Fraktion jedoch ohnehin einen 
neuen Antrag entwickeln wolle, halte sie es für sinnvoll, die Eltern in allen Stadtteilen 
zu befragen, welche tatsächlich ihre Kinder in einen Waldkindergarten geben wollten 
und welche Erzieherinnen bereit seien, sich für dieses Thema einzusetzen. Man halte 
den Waldkindergarten für ein sehr gutes Konzept und würde es begrüßen, wenn ein 
Weg gefunden werde, dieses in einem der Stadtteile umzusetzen. 
 
Ergänzend erklärt Herr Fraktionsvorsitzender Wagner, dass für jeden Waldkindergar-
ten ein Bebauungsplan erforderlich sei. Da es in vier Jahren nicht gelungen sei, das 
Planungsbüro für die Aufstellung eines Bebauungsplans zu beauftragen, müsse man 
davon ausgehen, dass dies auch an einem neuen Standort ein Thema werde. Von der 
Beauftragung bis zur Umsetzung eines Bebauungsplans sei mit einem Zeitraum von 
ein bis zwei Jahren zu rechnen. Viele der Kinder, für die heute ein Waldkindergarten 
diskutiert werde, hätten bis zu dessen Realisierung den Kindergarten möglicherweise 
bereits verlassen. Er wendet sich gegen Aussagen, wonach man die Angelegenheit 

Frage, ob man einen Waldkindergarten wolle oder nicht. Aus seiner Sicht würden in 
der vorliegenden Beschlussvorlage Gründe gesucht, weshalb das Projekt nicht gehe, 
anstatt nach Gründen für eine Umsetzung zu suchen. In einer weiteren Erwiderung 
stellt er klar, dass sich die Bürgerliste nicht gegen Waldkindergärten allgemein aus-
spreche; auch 2022 habe die Fraktion den Beschluss unterstützt. Die heutige Abstim-
mung betreffe allein die Frage, ob ein Waldkindergarten in Steeden an diesem Stand-
ort eine Zukunft habe. Dies sei von allen Beteiligten verneint worden. Ein neuer Stand-
ort könne gesucht werden, jedoch müsse der hierfür erforderliche zeitliche Vorlauf be-
rücksichtigt werden. Darüber hinaus spricht er sich dagegen aus, das Thema bis 2027 
zu verschieben, da es bereits 2026 weiterbehandelt werden sollte. 
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Herr Stellv. Stadtverordnetenvorsteher Hautzel fasst die Antragslage zusammen. Er 
führt aus, die CDU habe beantragt, den früheren Beschluss zurückzunehmen, die Mit-
tel aus der bisherigen Budgetplanung herauszunehmen und im Zusammenhang mit 
einem Gesamtkonzept für den Kindergarten auch die eventuelle Wiedererrichtung der 
Idee eines Waldkindergartens zu betrachten. Die Bürgerliste wolle ebenfalls die Mittel 
herausnehmen, halte es aber für möglich, aus den verbleibenden ca. 52.000 Euro 
Spielgeräte als Übergangslösung für den Kindergarten Steeden zu finanzieren. Dane-
ben gebe es den Wunsch, den Tagesordnungspunkt in den Ausschuss für Jugend, 
Senioren, Sport, Kultur und Soziales zu verweisen. Er bewertet den Verweisungsan-
trag als den weitestgehenden Antrag und kündigt an, hierüber zuerst abstimmen zu 
lassen. 
 
Der Fraktionsvorsitzende der Grünen-Fraktion stellt klar, dass die sie keineswegs ge-
gen Waldkindergärten seien. Jedoch scheine Einigkeit darüber zu bestehen, dass der 
konkrete Standort ungeeignet sei. Deshalb erschließe sich ihm der Sinn einer Verwei-
sung in den Ausschuss nicht. Für Waldkindergärten sei man grundsätzlich offen und 
auch bereit, Mittel bereitzustellen; erforderlich sei jedoch ein schlüssiges Konzept. Er-
gänzend bemerkt er, bei Lektüre der Unterlagen könne man die Frage stellen, wer 
überhaupt auf die Idee gekommen sei, den Standort für geeignet zu halten. 
 
Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Verweisung in den Ausschuss für 
Jugend, Senioren, Sport, Kultur und Soziales. 
 

Abstimmungsergebnis: 7 Ja-Stimmen 17 Nein-Stimmen 2 Enthaltungen 

 
Die Bürgerliste schlägt daraufhin vor, ihren Antrag in den Antrag der CDU zu integrie-
ren. Hierzu hat die CDU-Fraktion keine Einwände.  
 
Beschluss: 
 
1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Rücknahme des Beschlusses 

aus der 12. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vom 14.09.2022 zur Einrich-
tung einer Waldgruppe der Kita Steeden aufgrund der festgestellten Unwägbarkei-
ten im Rahmen der Planung und Umsetzung. 

2. Die für das Projekt Waldgruppe verbleibenden Haushaltsreste (Produktkonto I-
36512-04) in Höhe von 126.938,43 Euro werden nicht übertragen. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, im Zusammenhang mit der 7. Gruppe und der Con-
taineranlage ein ganzheitliches Konzept für die Neugestaltung der Außenanlagen 
der Kita Steeden zu erarbeiten und die Mittel für die Umsetzung in den Haushalt 
2027 einzubringen. 

 
Ergänzung zum CDU-Antrag seitens der Bürgerliste Runkel: 
Aus den vorhandenen Haushaltsresten auf der Position I-36512-04 Kita Steeden 
Waldgruppe sollte der Aufwand für das Planungsbüro Zettl beglichen werden, der üb-
rige Haushaltsrest von 126.938,43 Euro kann entfallen. Für den Kindergarten Steeden 
ist durch den Magistrat ein Konzept für die Neugestaltung des Außenbereichs nach 
Wegfall der Waldkindergartengruppe zu entwickeln und der Stadtverordnetenver-
sammlung vorzustellen. Die Kosten sind im Haushalt 2027 zu berücksichtigen, sollten 
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Teile der Neugestaltung (Multifunktionsspielgerät) früher umsetzbar sein, können die 
Kosten über den Haushaltsrest auf der I-Nr. I-36510-02 (52.677,45 Euro) abgedeckt 
werden. 
 

Abstimmungsergebnis: 25 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 1 Enthaltungen 

 
Herr Stadtverordneter Naß stellt einen Antrag auf Sitzungsabbruch und Vertagung der 
restlichen Punkte, da die Sitzungsdauer lt. Geschäftsordnung vorbei sei. 
Der Antrag wird mehrheitlich abgelehnt, da bei einzelnen Antragstellern Fristen zu be-
achten und die Entscheidung für betroffene Bürger von Bedeutung sei.  

 

 
 
13.) Bauleitplanung der Stadt Runkel, Bebauungsplan "Auf der Höhl" - 2.Ände-

rung mit paralleler Änderung des Flächennutzungsplans im Stadtteil Stee-
den  
 
- Feststellungsbeschluss - 
 
1. Beschluss zu den eingereichten Anregungen und Bedenken aus der Be-
teiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 (2) BauGB sowie der öffentlichen Auslegung des Planentwurfs gemäß 
§ 3 (2) BauGB. 
 
2. Feststellungsbeschluss der Änderung des Flächennutzungsplans 
(Planungsstand März 2026 - Entwurf zur Feststellung). 
 
3. Billigung zur Begründung. 
 
Anlagen: 
Anlage 1: Stellungnahmen aus dem Beteiligungsverfahren gemäß § 4 (2) 
BauGB sowie der öffentlichen Auslegung des Planentwurfs gemäß § 3 (2) 
BauGB und die dazugehörigen Abwägungsvorschläge. 
Anlage 2: Planentwurf mit Begründung (Planungsstand März 2026 - Ent-
wurf zur Feststellung). 

 
Herr Stadtverordneter Wilfer erklärt, dass seine Fraktion dem zustimmen könne. 
 
Die SPD-Fraktion ergänzt, dass sie sich für den Antragsteller freue und stimmt der 
Vorlage zu. 
 
Beschluss: 
 

 

1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt unter Beachtung 
des § 1 (7) Baugesetzbuch (BauGB)  Abwägungsgebot zwischen öffentlichen und 
privaten Belangen  die im Rahmen der durchgeführten Verfahren gem. § 3 (2) und § 
4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen gemäß Anlage 1 abzuwägen. 
 
2. Die Darstellungen der Flächennutzungsplanänderung sind das Ergebnis einer ge-
rechten Abwägung aller erkennbaren öffentlichen und privaten Belange 
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gegeneinander und untereinander. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Run-
kel beschließt die 
 

 2.Änderung 
 
in der Planfassung März 2026  Entwurf zur Feststellung (Anlage 2). 
 
3. Der Begründung wird zugestimmt 
 
4. Der Magistrat wird beauftragt, die Änderung des Flächennutzungsplans dem Regie-
rungspräsidium Gießen als zuständige Verwaltungsbehörde zur Genehmigung vorzu-
legen und nach erfolgter Genehmigung die Bekanntmachung gemäß § 6 (5) BauGB 
durchzuführen. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

   

 
14.) Beschlussvorlage: Bauleitplanung der Stadt Runkel, Bebauungsplan "Auf 

der Höhl" - 2.Änderung im Stadtteil Steeden  
- Satzungsbeschluss - 
 
1. Beschluss zu den eingereichten Anregungen und Bedenken aus der Be-
teiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 (2) BauGB sowie der öffentlichen Auslegung des Planentwurfs gemäß 
§ 3 (2) BauGB. 
 
2. Satzungsbeschluss (Planungsstand März 2026 - Entwurf zum Satzungs-
beschluss). 
3. Billigung zur Begründung. 
 
Anlagen: 
Anlage 1: Stellungnahmen aus dem Beteiligungsverfahren gemäß § 4 (2) 
BauGB sowie der öffentlichen Auslegung des Planentwurfs gemäß § 3 (2) 
BauGB und die dazugehörigen Abwägungsvorschläge. 
Anlage 2: Planentwurf mit Begründung (Planungsstand März 2026 - Ent-
wurf zum Satzungsbeschluss). 

 
Herr Hautzel weist darauf hin, dass die entsprechenden Anlagen eingereicht worden 
seien und den Stadtverordneten vorlägen. 
 
Beschluss: 
 

 

1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt unter Beachtung 
des § 1 (7) Baugesetzbuch (BauGB)  Abwägungsgebot zwischen öffentlichen und 
privaten Belangen  die im Rahmen der durchgeführten Verfahren gem. § 3 (2) und § 
4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen gemäß Anlage 1 abzuwägen. 
 



36
 

 
4. Niederschrift der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel vom 19.08.2026 

2. Die Festsetzungen des Bebauungsplans sind das Ergebnis einer gerechten Abwä-
gung aller erkennbaren öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und unterei-
nander. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt den 
 

 2.Änderung 
 
in der Planfassung März 2026  Entwurf zum Satzungsbeschluss - gem. § 10 BauGB 
sowie § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 5 HGO als Satzung. 
 
3. Der Begründung wird zugestimmt. 
 
4. Der Magistrat wird beauftragt, die Bekanntmachung gemäß § 10 (3) BauGB durch-
zuführen, sobald die dazugehörige Änderung des Flächennutzungsplans rechtskräftig 
geworden ist. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 

   

 
15.) Teilweise Erneuerung der Wasserversorgungsanlage im Bereich Ahlba-

cher Weg/Hochstraße Im Stadtteil Dehrn 
 
Herr Hautzel verweist auf die hierzu vorliegende Beschlussvorlage Nr. 2026/116 und 
stellt fest, dass die Unterlagen allen Beteiligten bekannt seien. Anschließend bittet er 
um Wortmeldungen. 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner erläutert, dass man dem Vorschlag zustimmen 
könne. Ergänzend weist er darauf hin, dass die Wasserleitung lediglich bis zur Grenze 
des Baugebiets erneuert werde. Vor dem Hintergrund, dass möglicherweise im kom-
menden Jahr eine weitere Baumaßnahme anstehe, sei die vorgesehene Maßnahme 
dennoch sinnvoll, weil dadurch vermieden werde, die frisch hergestellte Straße in ab-
sehbarer Zeit erneut aufreißen zu müssen. Ferner führt er aus, dass auch die Finan-
zierung, wie bereits im Haupt- und Finanzausschuss diskutiert, in den Folgejahren be-
handelt werden könne; dies stelle aus seiner Sicht kein Problem dar. 
 
Frau Stadtverordnete Mackauer-Brühl teilt mit, dass sie in der Sitzung des Haupt- und 
Finanzausschusses anwesend gewesen sei. Dort sei der Sachverhalt durch das Bau-
amt gut erläutert worden, sodass sie die Ausführungen nachvollziehen könne. In ihrer 
Fraktion sei jedoch die Frage aufgekommen, ob mit der Bürgerenergie bzw. der Ener-
giegenossenschaft ein Gespräch geführt worden sei, damit geprüft werden könne, ob 
diese anstehenden Erdarbeiten gegebenenfalls synchronisiert werden könnten. Hin-
tergrund sei, dass man im Bereich der Bürgerenergie nach Möglichkeit Synergien nut-
zen wolle. 
 
Frau Hachmann erläutert hierzu, dass nach ihrem Informationsstand das Neubauge-
biet bislang noch nicht in die Planung einbezogen sei. Daher sei eine entsprechende 
Einbindung in diesem Zusammenhang derzeit nicht gegeben. 
 
Herr Fraktionsvorsitzender Wagner führt aus, dass die Frage aus seiner Sicht nicht 
obsolet sei, weil der Ahlbacher Weg die zentrale Straße durch Dehrn sei. Wer die Prä-
sentationen der Bürgerenergie verfolgt habe, wisse, dass durch den Ahlbacher Weg 
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die beiden Leitungen zu den Anschlüssen geführt werden sollten. Deshalb erneuere 
er die Frage, ob mit der Bürgerenergie AG hierüber gesprochen worden sei. 
 
Die Bürgermeisterin antwortet, dass sie zuletzt noch mit der Bürgerenergie gespro-
chen habe; daher stamme auch ihr Kenntnisstand hinsichtlich des Neubaugebiets. Zu-
gleich weist sie darauf hin, dass die Beschlussvorlage vorgelegt worden sei, weil die 
Angelegenheit dringend sei. 
 
Beschluss: 
 

 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, die außerplanmäßige grundhafte Er-
neuerung der Wasserleitungen inkl. Ersatz von defekten Schiebern und Rückbau eines 
Schieberschachtes im Bereich des Ahlbacher Weg und der Hochstraße im Stadtteil 
Dehrn. Für die Finanzierung dieser Maßnahme werden 100.000,00 Euro aus den 
Haushaltsresten der Investitionsnummer I-53311-05 (Verbindung z. Wasserverband 
Industriestr.) zur Verfügung gestellt. Hier erfolgt eine Umwidmung der Haushaltsreste 
der der Investitionsnummer I-53311-05 zu der neuen Investitionsnummer I-53319-03. 
 
Eine Aufstockung der entnommenen Mittel in Höhe von 100.000,00 Euro, soll bei der 
Investitionsnummer I-53311-05 (Verbindung z. Wasserverband Industriestr.) nicht 
mehr erfolgen. 
 

Abstimmungsergebnis: 26 Ja-Stimmen 0 Nein-Stimmen 0 Enthaltungen 
  

 
 
16.) Nutzungsänderung des ehemaligen evangelischen Pfarrhauses, Am Lö-

wen 3 in Runkel-Steeden zu einem Verwaltungsgebäude 
 
Dieser Punkt wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt und wird somit in der nächs-
ten Sitzung behandelt. 
 
17.) Mitteilungen des Magistrates 
 
Die nachfolgenden Mitteilungen wurden von der Bürgermeisterin im Nachgang per E-
Mail übersandt und werden in die Niederschrift aufgenommen. 
 
Bereich Bauhof:  
Die Kehrmaschine konnte repariert werden und ist wieder im Einsatz. Auch der Hansa 
Mini-Lkw ist wieder im Einsatz; mittels Mulcher-Anbaugerät werden aktuell die wasser-
führenden Gräben vom Bewuchs befreit.  
 
Einsatz eines Forstunternehmers mit Spezialschlepper: der Emsbach (Ennerich) und 
der Kerkerbach (Steeden) werden von Stauungen durch abgebrochene Bäume und 
Äste befreit. Die Gefahr durch Überschwemmungen wird dadurch entscheidend ge-
mindert. Der Schlepper wurde ebenfalls am Waldfriedhof Ennerich nach dem Hagel-
sturm eingesetzt, um die Sturmschäden an den Bäumen (auf den Wegen und im Be-
stand) zügig zu beseitigen.  
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Ebenfalls fanden Baggerarbeiten am Mühlgraben in Hofen statt. Die angrenzenden 
Wiesengrundstücke können landwirtschaftlich wieder besser genutzt werden. Die Ge-
fahr durch Überschwemmungen wurde deutlich minimiert.  
 
Bereich Ordnungsbehördenbezirk: 
Neue Arbeitsweise der OBB Runkel-Villmar: konsequent, rechtssicher und bürgerori-
entiert. 
Die neue Arbeitsweise des Ordnungsbehördenbezirkes Runkel-Villmar setzt ein klares 
Zeichen für mehr Sicherheit, Ordnung und Fairness im öffentlichen Verkehrsraum.  
Im Mittelpunkt steht dabei die konsequente Durchsetzung der geltenden gesetzlichen 
Vorschriften. Verkehrsregeln gelten für alle  unabhängig davon, ob es sich um einen 
Einheimischen, Besucher, Gewerbetreibenden oder sonstigen Verkehrsteilnehmer 
handelt.  
Eine verlässliche und nachvollziehbare Überwachung sorgt dafür, dass diese Regeln 
nicht nur auf dem Papier bestehen, sondern tatsächlich eingehalten werden.  
Gerade im ruhenden Verkehr können vermeintlich kleine Verstöße erhebliche Auswir-
kungen haben. Zugeparkte Gehwege, blockierte Zufahrten, unzulässiges Parken in 
Bereichen mit eingeschränkter Sicht oder Behinderungen anderer Verkehrsteilnehmer 
beeinträchtigen die Sicherheit und die Lebensqualität.  
Eine regelmäßige Kontrolle trägt dazu bei, solche Situationen zu verhindern und den 
vorhandenen Verkehrsraum gerecht zu nutzen. Die Verkehrsüberwachung des ruhen-
den Verkehrs ist deshalb ein wichtiger Bestandteil der Aufrechterhaltung von Sicher-
heit und Ordnung. 
 
Konsequenz bedeutet dabei nicht Willkür. Jeder Verstoß wird nach den geltenden ge-
setzlichen Bestimmungen und unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismä-
ßigkeit bewertet. Verwarnungen und Bußgelder richten sich nach den hierfür vorgese-
henen gesetzlichen Regelungen und dem geltenden Bußgeldkatalog.  
Die neue Vorgehensweise schafft damit mehr Gleichbehandlung und Verlässlichkeit: 
Wer sich an die Regeln hält, soll nicht gegenüber denjenigen benachteiligt werden, die 
Vorschriften bewusst oder wiederholt missachten. Konsequentes Einschreiten verhin-
dert zudem, dass sich rechtswidriges Verhalten als vermeintliche Selbstverständlich-
keit etabliert.  
 
Wasserverband Georg-Joseph: 
Sachverhalt: Prüfung des Wasserpreises für die Wasserlieferung aus dem Brun-
nen Georg-Joseph nach Beselich-Obertiefenbach  
 
Im Hinblick auf die Stadtverordnetenversammlung am 19.08.2026 wurde die Frage 
aufgeworfen, ob das aus dem Brunnen Georg-Joseph gelieferte Wasser an die Ge-
meinde Beselich (Ortsteil Obertiefenbach) zu einem günstigeren Preis abgegeben wird 
als an die übrigen Verbandsmitglieder.  
 
Nach § 21 der geltenden Verbandssatzung richtet sich die Haushalts- und Wirtschafts-
führung des Wasserverbandes gemäß § 2 Abs. 2 HWVG nach den Vorschriften des 
Eigenbetriebsrechts in der jeweils gültigen Fassung.  
 
Die Endabrechnung der Betriebs- und Investitionskostenumlage erfolgt auf Grundlage 
des kaufmännischen Jahresabschlusses. Seit dem Jahr 2009 erfolgt die Abrechnung 
gemäß § 27 Abs. 4 der Verbandssatzung nach der tatsächlich an die Verbandsmitglie-
der gelieferten Wassermenge. Die hierfür maßgeblichen Wassermengen werden von 
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der Betriebsführung, der Süwag Grüne Energien und Wasser AG & Co. KG, jeweils 
zum 31.12. eines Jahres durch Ablesung der Übergabezähler ermittelt und an den 
Verband übermittelt.  
 
Ergänzend finden die Regelungen der zum 01.01.2010 in Kraft getretenen 1. Ände-
rungssatzung zu § 27 Abs. 5 und 6 der Verbandssatzung Anwendung. Danach ist je-
des Verbandsmitglied verpflichtet, eine Mindestabnahmemenge von 30 m³ Wasser je 
Einwohner und Jahr abzunehmen.  
 
Im Wirtschaftsjahr 2025 wurden insgesamt 533.036 m³ Wasser geliefert. Hiervon ent-
fielen auf:   
 
 Stadt Runkel: 314.099 m³  
 Gemeinde Beselich: 109.136 m³  
 Marktflecken Villmar: 109.801 m³  

 
Der Jahresabschluss 2025 wurde im Rahmen der Jahresabschlussprüfung durch die 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Schüllermann und Partner AG geprüft. Die Ordnungs-
mäßigkeit der Rechnungslegung wurde ohne Beanstandungen bestätigt. Der Jahres-
abschluss wurde am 20.05.2026 testiert. 
  
Auf Grundlage der geltenden Verbandssatzung sowie der ordnungsgemäßen Jahres-
abrechnung zahlen alle Verbandsmitglieder den gleichen Wasserpreis je geliefertem 
Kubikmeter. Eine unterschiedliche Preisgestaltung oder eine vergünstigte Wasserlie-
ferung an die Gemeinde Beselich beziehungsweise den Ortsteil Obertiefenbach erfolgt 
nicht.  
 
Die Kostenverteilung erfolgt ausschließlich nach den satzungsrechtlichen Vorgaben 
und den tatsächlich gelieferten Wassermengen beziehungsweise den Regelungen zur 
Mindestabnahmemenge. 
 
 
Herr Stellv. Stadtverordnetenvorsteher Hautzel schließt die Stadtverordnetenver-
sammlung und weist auf die nächste Sitzung am Mittwoch, dem 16. September 2026 
um 19.30 Uhr hin. 
 
 
 
Protokoll erstellt am 23.08.2026 

(Lothar Hautzel)  (Britta Fink) 
Stellv. Stadtverordnetenvorsteher  Schriftführerin 
  


